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Diese Verkäuferinnen stoppten in Nyon VD 
längere Ladenöffnungszeiten. Und

in Lengnau BE brachte eine Verkäuferin 
den Frauenstreik in den Coop. Seite 2

Renten- 
klau
im BVG
Was hinter dem 
rechten Angriff auf 
den BVG-Kompromiss 
steckt. Und wie Sie 
 Ihren PK-Ausweis 
 lesen. Seiten 7, 14 – 15Diese Verkäuferinnen stoppten in Nyon VD 

Mut und Wut 
kommt gut

Genf: Strichmännchen halbiert.                                   Seite 8
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LADEN DES LÄCHELNS
Coop verstösst regelmässig gegen 
das Arbeitsgesetz. Und wird nicht 
gebüsst. Das enthüllte der «Blick», 
und work zeigt das interne Doku-
ment, das den Skandal belegt (Seite 
3). Und auch wenn Coop-Personal-
chef Luc Pillard nun alles runter-
spielt («Wir bewegen uns auf tiefem 
Niveau»), bleibt es doch ein Skandal. 
Denn work weiss: Bereits 2014 
machte Coop in derselben Sache 
Negativschlagzeilen. Und versprach 
damals, künftig «Nulltoleranz» 
walten zu lassen. Offenbar ein leeres 

Versprechen. Mehr 
noch: Solche Ver-
stösse werden 
wohl noch zuneh-
men. Nicht nur bei 
Coop. Denn die 
Ladenöffnungszei-

ten im Detailhandel werden immer 
länger, aber der Personalbestand 
wächst nicht mit. Unia-Mann 
 Arnaud Bouverat sagt im work-
Interview: «Es ist offensichtlich: Die 
Coop-Verantwortlichen kalkulieren 
mit zu wenig Personal.» 

KALKÜL. Lächeln, lächeln, lächeln, 
auch wenn Arbeitslast und Zeit 
drücken. Das verlangen die Chefs von 
den Verkäuferinnen. Auf der schiefen 
(Konkurrenz-)Bahn gegen den 
Onlinehandel gebe es schliesslich 
keinen Halt. Dann sollen sie halt 
auch noch die andere Backe hinhal-
ten, wenn die Kundschaft fl ucht und 
tobt! Und das tut sie häufi g, wie ein 
neuer Forschungsbericht der Uni 
Bern belegt (rebrand.ly/forschungs-
bericht). Kein Respekt, kein Anstand, 
nicht mal ein Gruss, weil Mann und 
Frau selbst an der Kasse die Sound-
stöpsel nicht rausnehmen. Als wären 
die Verkäuferinnen gar nicht da. 
Richtig feudal geht es im Detail-
handel zu. Die Verkäuferinnen und 
Verkäufer sind die Untertanen – und 
der Kunde ist König. Das Kapital der 
Kaiser, während die Textilarbeiterin-
nen in Bangladesh die Leibeigenen 
sind. Und auch mal in den Flammen 
verbrennen, weil der Fabrikherr nix 
Brandschutz, weil Preisdruck aus 
Westen, weil Modeketten-Boss reich 
mit Billig, weil Kundin Königin. Und 
sie nur 5 Franken für ein T-Shirt 
zahlen will. Das sie bei Nichtgefallen 
in der Umkleidekabine dann einfach 
in eine Ecke schmeisst. Also lächeln 
die Verkäuferinnen und räumen auf. 
Was sollen sie sonst tun?

MUT. Einen 5-Minuten-Streik erfi n-
den, zum Beispiel. Wie Coop-Verkäu-
ferin Susanna Keller (57). Am 14. Juni 
trug sie den Frauenstreik in ihre 
Filiale in Lengnau BE hinein – und 
alle machten mit. Oder das Referen-
dum gegen längere Ladenöffnungs-
zeiten ergreifen. So wie Anne-Lise 
Rielli (49), Jeanne d’Arc Dumartheray 
(62), Célia Brodard (25). Sie sind drei 
von siebzig Verkäuferinnen und 
Verkäufern, die in Nyon VD eine 
Abstimmung gewannen (diese Seite). 
Und jetzt nicht noch länger chramp-
fen müssen. Das braucht Mut und 
Glut in einer Branche, in der Frauen 
sich eher ducken als mucken. Des-
halb hat ihnen die Unia jetzt den 
Prix Engagement verliehen. 
Chapeau, wir gratulieren!

Feudal
geht es im
Detail-
handel zu.

 workedito
Marie-Josée Kuhn

70  Verkäuferinnen und  Verkäufer 
wagen in Nyon VD den  Aufstand 
gegen längere Ladenöffnungs-
zeiten – und gewinnen! Für ihren 
Mut und ihre Ausdauer ehrt die 
Unia das Kollektiv mit dem Prix 
Engagement. 
CHRISTIAN EGG

«Nein», sagt die Parfumerieverkäuferin 
Anne-Lise Rielli (49). Am Samstag bis 
sieben Uhr abends im Laden stehen 
statt wie bisher bis sechs? Kommt 
nicht in Frage. Rielli: «Entweder du 
fügst dich – oder du wehrst dich.»  Rielli 
wehrt sich. Gemeinsam mit ihren Kol-
leginnen Jeanne d’Arc Dumartheray 
(62), Célia Brodard (25) und rund 70 
weiteren Verkäuferinnen und Verkäu-
fern – mit Erfolg. Deshalb verleiht die 
Unia dem Kollektiv für seinen Einsatz 
und seinen Mut den Prix Engagement 
(siehe Kasten).

Doch der Reihe nach: Im letzten 
April beschliesst im waadtländischen 
Städtchen Nyon die rechtsbürgerliche 
Mehrheit im Gemeindeparlament die 
Ausweitung der Ladenöffnungszeiten, 
auf Betreiben der Ladenvereinigung. 
Doch die Mitarbeitenden im Detail-

handel organisieren sich und sam-
meln Unterschriften für ein Referen-
dum. Die Unia unterstützt sie dabei.

SCHWEIGEN? NEIN!
Für viele ist es das erste Mal, dass sie 
sich in einer Gewerkschaft engagieren. 
Auch für Célia Brodard. Sie war damals 
Verkäuferin bei der Modekette Zebra. 
Sie habe keinen Moment gezögert, sich 
der Bewegung anzuschliessen: «Wenn 

wir schweigen, än-
dert sich nichts.» 
Migros-Verkäuferin 
Dumartheray gibt 
zu: Zuerst hatte sie 
Angst, Kundinnen 
und Kunden auf 
das Referendum an-
zusprechen. «Aber 
eine Kundin sagte 

mir: ‹Akzeptiert das nicht!› Das hat mir 
Mut gemacht.» 

Nicht nur an den Kassen sammelt 
das Kollektiv Unterschriften, sondern 
auch in der Freizeit. Strategisch über-
legen sie, wo es am meisten Unter-
schriften zu holen gibt. Rasch wird 
klar: Der Bahnhof ist ungünstig, die 
Leute haben keine Zeit. Sie gehen von 

Tür zu Tür. Auch das koste Überwin-
dung, sagt Brodard. Einmal habe ein 
Mann nur in Unterhosen die Tür geöff-
net. «Aber er hat unterschrieben!» sagt 
sie und lacht. 

Dann schlägt jemand vor, es beim 
Entsorgungshof zu probieren. Ein Voll-
treffer. Parfumerieverkäuferin Rielli: 
«Da hat es immer viele Leute, und sie 
sind nicht so gestresst.»

FREUDENTRÄNEN
Am Schluss reicht das Komitee 3554 
Unterschriften ein gegen die Verlänge-
rung der Ladenöffnungszeiten. Das 
sind fast doppelt so viel wie nötig und 
ein Rekord in Nyon. Und drei Monate 
später schliessen sich an der Urne 
52 Prozent der Stimmberechtigten 
dem Kollektiv an. Célia Brodard sagt: 
«Als das Resultat feststand, habe ich ge-
weint.»

Migros-Kassierin Jeanne d’Arc 
 Dumartheray sagt, sie sei «richtig 
stolz» auf das, was sie und ihre Kolle-
ginnen geleistet hätten. Nur etwas be-
dauert sie: «Dass ich erst jetzt, nach 
18 Jahren im Verkauf und kurz vor der 
Pensionierung, erfahren habe, dass es 
die Unia gibt.»

Diese Verkäuferinnen verhinderten 
längere Ladenöffnungszeiten 

PRIX ENGAGEMENT

FÜR MUTIGE
Der Prix Engage-
ment wird seit 
2018 vom Dienst-
leistungssektor der 
Unia vergeben. Er 
zeichnet Mitglieder 
aus, die sich beson-
ders für die Rechte 
von Arbeitnehmen-
den einsetzen. 

ECHT STARK. Dieses 
Jahr geht der Preis 
an das Kollektiv in 
Nyon, das erfolg-
reich gegen längere 

Ladenöffnungs-
zeiten kämpfte, so-
wie an die Coop-Ver-
käuferin Susanna 
 Keller, die am 
 Frauenstreik vom 
14. Juni im Coop 
Lengnau BE eine 
Streikpause durch-
setzte. (che)

AUSGEZEICHNET! Jeanne d’Arc 
Dumartheray, Anne-Lise Rielli 
und Célia Brodard (von links) 
vom Kollektiv gegen längere 
Ladenöffnungszeiten in Nyon mit 
dem Prix Engagement der 
Unia. FOTO: MATTHIAS LUGGEN

«Wenn wir
schweigen,
ändert sich
nichts.»

VERKÄUFERIN 
CÉLIA BRODARD

Susanna Keller setzte sich durch. 
In ihrer Coop-Filiale legten am 
Frauenstreik alle die Arbeit 
 nieder. Dafür gibt’s von der Uni a 
den Prix Engagement.
CHRISTIAN EGG

«Es war ein klarer Fall», sagt Susanna Kel-
ler (57). Als die Coop-Verkäuferin ver-
nahm, dass es am 14. Juni 2019 einen 
Frauenstreik geben sollte, «da dachte 
ich, das machst du jetzt mal». Aber wie 
streikt frau im Detailhandel, noch dazu 
in einer kleinen Filiale? Keller arbeitet in 
Lengnau BE. Drei bis fünf Mitarbeitende 
sind dort jeden Tag eingeteilt. «Wenn je-
mand fehlt, müssen die anderen mehr 
arbeiten, das kann es nicht sein.» Aber 
Keller ist seit über 30 Jahren Gewerk-
schafterin und weiss: Wer will, fi ndet ei-
nen Weg.

VIEL MUT. Deshalb erfi ndet Keller den 
Fünf-Minuten-Streik. Das geht so: «Wir 
haben Anrecht auf 15 Minuten Pause. 
Am Frauenstreiktag machten wir 20 Mi-

nuten Pause.» Was ihr wichtig war: Die 
fünf zusätzlichen Minuten sollten nicht 
als Pausenzeit zählen. «Der Streik war 

während der Ar-
beitszeit, das 
war klar!» Sie 
überzeugt zu-
erst die Filiallei-
terin und dann 
ihre Kollegin-

nen. «Eigentlich ging es ganz leicht», 
sagt sie heute. Und das ist erstaunlich.

GROSSE ANGST. Denn so leicht geht es 
nicht immer. Im Verkauf hätten viele 
Angst, sich zu engagieren. Das führe 
dazu, dass sie nicht über die Arbeits-
bedingungen sprächen. Oder über ge-
werkschaftliches Engagement. «Nicht 
einmal untereinander, wenn kein Chef 
oder keine Chefi n zuhört.»

Susanna Keller und ihre Kollegin-
nen in Lengnau haben jetzt gemerkt: 
Wer sich engagiert und es richtig an-
geht, riskiert nichts. Ausser, einen Preis 
zu gewinnen.

Coop-Verkäuferin Susanna Keller 
 brachte den Frauenstreik in ihre Filiale

Verkäuferin
Keller erfand
den Fünf-
Minuten-Streik.

POKAL: Prix Engage-
ment 2019. FOTO: UNIA

UNERSCHROCKEN: 
Susanna Keller.
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dem Prix Engagement der 
FOTO: MATTHIAS LUGGEN
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Coop-Skandal: Höchstarbeitszeiten systematisch nicht eingehalten

Fast 500 Verstösse gegen das 
Gesetz – in nur einem Monat

Überlange Arbeits tage 
und mehr Wochen-
stunden, als das  Gesetz 
erlaubt: Das hat bei Coop 
 offensichtlich System. 
CHRISTIAN EGG

Für Verkäuferinnen und Verkäufer «in 
Grossbetrieben des Detailhandels» be-
trägt die erlaubte Arbeitszeit pro Woche 
höchstens 45 Stunden. So steht es im Ar-
beitsgesetz, Artikel 9. Doch Grossvertei-
ler Coop hält das Gesetz offenbar bloss 
für eine unverbindliche Empfehlung. 
Das zeigt ein internes Dokument, das der 
«Blick» am 28. Januar öffentlich machte. 
Es belegt zahlreiche Verstösse gegen das 
Arbeitsgesetz. Das Überschreiten der wö-
chentlichen Höchstarbeitszeit ist nur ei-
ner von vielen.

ZEHN-STUNDEN-TAGE
Alleine für den November 2019 sind in 
der Region Bern 475 Verstösse dokumen-
tiert. Bei rund 4400 Mitarbeitenden 
heisst das: Mehr als jede zehnte Person 
musste länger arbeiten als vom Gesetz er-
laubt. Und Coop gibt zu: Bern ist kein 
Ausreisser. In anderen Regionen sei es 
«ähnlich». Die Enthüllung bestätigt, was 

Coop-Mitarbeitende schon lange sagen: 
Die Arbeitstage werden immer länger, 
die Einsätze immer unregelmässiger. 
2017 machten knapp tausend Coop-Ver-
käuferinnen und -Verkäufer bei einer 
Unia-Umfrage mit. Bei fast einem Drittel 
dauerte ein normaler Arbeitstag zehn 
Stunden oder mehr, bei 8 Prozent sogar 
über elf Stunden. Von den zehn meistge-
nannten Problemen betreffen sechs die 
Arbeitszeit (Ladenöffnungszeiten, Über-
stunden, zu lange Tage, schlechte Verein-
barkeit mit Familie, unregelmässige Ein-
sätze, Arbeit am Abend).

KEINE EINZIGE BUSSE
Stossend ist auch: Trotz den zahlreichen 
dokumentierten Verstössen hat Coop von 
den kantonalen Kontrollbehörden seit 
Jahren nie eine Busse oder auch nur ei-

nen Verweis 
kassiert. Das 
Amt für Wirt-
schaft des 
Kantons Bern 
will dies auf 
work-Anfrage 
nicht kom-

mentieren. Legt aber Wert darauf, im ver-
gangenen Jahr 30 Coop-Filialen kontrol-
liert zu haben. Tönt nach viel, ist aber 
 wenig: Coop führt im Kanton über hun-
dert Läden – ohne andere Coop-Marken 
wie «Pronto», «Bau & Hobby», «Interdis-
count», «Import Parfumerie» usw. 

COOP REDET KLEIN
Als Reaktion auf die Skandalzahlen re-
den sich die Coop-Verantwortlichen um 
Kopf und Kragen. Zuerst versucht eine 
Sprecherin, das Pro blem herunterzuspie-
len. Im «Blick» bezeichnet sie die Zahl der 
Gesetzesverstösse pro Mitarbeitende als 
«sehr tiefen Wert, den wir noch weiter 
verbessern wollen». Für den Unia-Mann 
 Arnaud Bouverat steht dagegen fest: 
Coop kalkuliert mit zu wenig Personal. 
Passiert etwas Unvorhergesehenes, ist 
das System gleich am Limit (siehe Inter-
view unten). Indirekt bestätigt das einen 
Tag nach der Enthüllung der Coop-Perso-
nalchef: Die Verstösse kämen wegen 
«Krankheiten, Ausfällen, familiärer Not-
fälle» zustande. Gleichzeitig kann er sa-
gen: Nein, das Personal sei nicht zu 
knapp geplant.

Das passt wohl nur für einen Mana-
ger zusammen. 

Viele Verstösse,
keine Bussen.
Amt schweigt.

Schon vor sechs  Jahren 
wurde bekannt, dass 
Coop das  Arbeitsgesetz 
verletzt. Arnaud 
Bouverat, Coop- Ver-
antwortlicher bei der 
Unia, verlangt jetzt 
 endlich Taten statt 
 Wor  te. 

CHRISTIAN EGG

work: Arnaud Bouverat, 
Coop hat in nur einem 
Monat 475 Mal das Arbeits-
gesetz verletzt. Was läuft 
schief beim Detailhandels-
konzern?
Arnaud Bouverat: In den letz-
ten Jahren hat Coop fast in 
allen Regionen die Ladenöff-
nungszeiten verlängert. Am 
Morgen machten früher die 

meisten Läden um acht oder 
um neun Uhr auf. Heute ist 
es vielerorts sieben oder 
noch früher. Coop beschäf-
tigt aber nicht mehr Leute. 
Viele Mitarbeitende berich-
ten, dass dadurch Druck 

und Stress deutlich zuge-
nommen hätten. Wenn nur 
schon eine Person ausfällt, 
etwa wegen Krankheit, hat 
es zu wenig Reserve im 
 System. Dann müssen die-
jenigen, die noch da sind, 
Mehrarbeit leisten. Es ist of-
fensichtlich: Die Coop-Ver-

antwortlichen kalkulieren 
mit zu wenig Personal.

Trotzdem gab es keine 
Bussen der Arbeitsinspek-
toren.
Das erleben wir leider im-
mer wieder. Die kantonalen 
Behörden haben zu wenig 
Ressourcen, um zu kontrol-
lieren, ob die Läden das 
 Gesetz einhalten. Das ist teil-
weise in den Kantonen poli-
tisch so gewollt. Und das ist 
unhaltbar. Wir erwarten, 
dass Coop in allen Kantonen 
öfter kontrolliert wird.

Offenbar kannten auch 
die Sozialpartner 
die Coop-Zahlen nicht. 
 Warum?

Coop hat nicht Wort gehal-
ten. Schon vor sechs Jahren 
hat die TV-Sendung «Kas-
sensturz» zahlreiche Ge-
setzesverstösse bei Coop 
aufgedeckt. Damals ver-
sprach Coop Nulltole-
ranz bei Verstössen ge-
gen das Arbeitsgesetz. 
Jetzt sehen wir: Das hat 
nicht funktioniert.

Was macht die Unia jetzt?
Wir haben nächste Woche 
eine Sitzung mit Coop. Wir 
wollen, dass sie uns ab so-
fort regelmässig über die 
Zahlen der Gesetzesver-
stösse informieren. Und 
dass die Zahlen drastisch 
sinken! Wenn Coop das 
nicht schafft, müssen die 

Verantwortlichen endlich 
reagieren.

Zudem werden wir in 
den nächsten Monaten un-
sere Mitglieder noch stär-
ker über ihre Rechte infor-
mieren. Und sie aufrufen, 
Verstösse gegen das Arbeits-

gesetz sofort der Unia zu 
melden.

Die Sache macht auch 
klar: Es braucht mehr 
Schutz gegen überlange 
Arbeitstage. Das wird 
 sicher ein Thema wer-
den, wenn wir nächstes 
Jahr mit Coop über den 

neuen Gesamtarbeitver-
trag verhandeln.

Verletzt nur Coop das 
Arbeitsgesetz?
Nein. Leider ist das vielerorts 
im Detailhandel ein Pro-
blem. Die Anzahl Mitarbei-
tender wird immer knapper 
berechnet, um die Gewinn-
marge hochzuhalten. Die 
Leidtragenden sind die Ver-
käuferinnen und Verkäufer.

Unia-Mann Arnaud Bouverat kritisiert: 

«Coop kalkuliert mit zu wenig Personal»
Coop hat nicht Wort gehal-
ten. Schon vor sechs Jahren 
hat die TV-Sendung «Kas-

Was macht die Unia jetzt?
Wir haben nächste Woche 

gesetz sofort der Unia zu 
melden.

trag verhandeln.

Verletzt nur Coop das 
Arbeitsgesetz?

Arnaud 
Bouverat.
FOTO: UNIA

«Coop hat nicht
Wort gehalten.»
 ARNAUD BOUVERAT, UNIA

ARBEITSDRUCK: Von den zehn meistgenannten Problemen der 
Coop-Mitarbeitenden betreffen sechs die Arbeitszeit. Just in diesem 
Bereich verstösst der Grossverteiler regelmässig gegen das Gesetz, 
wie ein internes Dokument zeigt (rechts). FOTO: KEYSTONE
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Politische Siege soll man feiern, 
das ist wichtig für die Psyche. Und 
für die Politik danach. Italiens 
 «Sardinen», die antifaschistische 
Bürger bewegung, feierten ihren Sieg 
 standesgemäss mit Pasta con le 
sarde (Nudeln mit Sardinen). Am 
26. Januar haben sie dem rechts-
extremen Lega-Chef Matteo Salvini 
bei den Wahlen in der Region 
 Emilia-Romagna eine herbe Nieder-
lage zugefügt. 

SALVINI WILL DIE MACHT ALLEIN. Wie 
aus dem Nichts waren die Sardinen 
im Spätsommer 2019 aufgetaucht 
und hatten seither viele Hundert-
tausend Menschen in Volksfesten auf 
142 Plätzen in Italien (und Europa) 
gegen die Rechte mobilisiert. Salvini 
wollte mit einem Sieg in der Region 
um Bologna die Regierung in Rom 
stürzen und Neuwahlen erzwingen. 
Er hätte gute Chancen, in Italien die 
Macht zu übernehmen. In landes-
weiten Umfragen liegt er mit über 
30 Prozent vorne. Nun ist die Kata-
strophe gerade noch abgewendet, 
und die linke Zeitung «Il Manifesto» 
titelte: «Die demokratischen Anti-
körper gewinnen.»
Die braucht das Land. Was Italien 
mit Salvini blüht, lässt sich an seiner 
Zeit als Innenminister ablesen. Bei 

den Wahlen 2018 machte Salvinis 
Lega 17 Prozent der Stimmen. Das 
reichte für eine Koalition mit der 
Wahlsiegerin, der 5-Sterne-Be-
wegung (M 5 S). Doch obschon diese 
doppelt so viele Stimmen wie die 
Lega gemacht hatte, spielte Salvini 
Regierungschef Giuseppe Conte an 
die Wand – mit rassistischen Pro-

vokationen, bru-
taler Anti-Immi-
grations-Politik 
und nationalisti-
schen Ausfällen. 
Mussolini-Ver-
ehrer Salvini will 

alle Macht allein, um Parlament 
und Verfassung auszuhebeln. 2019 
versuchte er seinen Coup und kün-
digte die Koalition auf. Doch statt 
Neuwahlen gab es eine neue Koali-
tion. Conte rief am 4. September eine 
Regierung mit der Linken vom 
 Partito Democratico (PD) aus. 

DI MAIO OHNE KRAWATTE. Nun schei-
terte auch Salvinis zweiter Coup: Die 
Sardinen trugen in der Emilia-
Romagna den PD-Mann Stefano 
Bonaccini zum Wahlsieg über 
 Salvinis Kandidatin Lucia Borgon-
zoni – mit fast 8 Prozentpunkten 
Vorsprung. Und sie versprachen 
Salvini, ihm in allen Städten und 

Regionen vor der Sonne zu stehen. 
Bald wird in Kampanien und in der 
Toscana, in Apulien, in den Marken, 
in Ligurien und in Venetien gewählt. 
Die Lage von Italiens Demokratie 
bleibt fragil. Die 5-Sterne-Bewegung, 
vor wenigen Monaten noch erste 
Partei im Land, ist in der Emilia-
Romagna und in Kalabrien völlig 
eingebrochen. Drei von vier Wählern 
und Wählerinnen haben vom M 5 S 
zum PD gewechselt. Wichtige 
 Figuren haben sich verabschiedet. 
Demonstrativ zog 5-Sterne-Partei-
chef Luigi Di Maio an einer Partei-
versammlung seine Krawatte aus. 
Aussenminister aber bleibt er. PD-
Parteichef Nicola Zingaretti war 
klug genug, in Rom das Bündnis mit 
den 5 Sternen zu bekräftigen. Denn 
der PD selbst ist nach Jahren des 
Regierens und neoliberaler Ver-
irrungen, etwa mit Matteo Renzi 
(2014 bis 2016), stark diskreditiert. 
Vor Renzi regierte die Partei in 
sechzehn Regionen, danach gerade 
noch in sechs. 
Eine Sache müssten die Linken nun 
von den Sardinen lernen: Um den 
Neofaschisten Salvini zu stoppen, 
brauchen sie schnell ein linkes, 
 soziales Programm. Wie sagen die 
Sardinen: «Wir sind wie der Sauer-
stoff, aber allein genügen wir nicht.» 

Italien, Bologna:     Wahltag mit dem Altkommunisten Sergio Nottoli (90)

«Wir      werden gewinnen!» ITALIEN NACH DEN WAHLEN: DIE KATASTROPHE 
GERADE NOCH MAL KNAPP ABGEWENDET

work 
kommentar
Oliver Fahrni

Der Partito
Democratico
braucht jetzt
ein linkes,
soziales
Programm.

Der Wahlsieg des Partito 
Democratico (PD) macht 
nicht alle nur happy. 
Warum, erklärt Marta 
 Collot von der neuen 
Linkspartei Potere al 
Popolo.
JONAS KOMPOSCH

Aufatmen nach den Regional-
wahlen in der Emilia-Romagna. 
Matteo Salvinis rechtsextremer 
Lega ist es nicht gelungen, die 
einstige rote Hochburg einzu-
nehmen. Sozialdemokrat Ste-
fano Bonaccini bleibt Präsident 
der norditalienischen Industrie- 
und Handelsregion. 

FAST GLEICHAUF. Keine Freuden-
sprünge macht deswegen Marta 
Collot (26) von der drei Jahre 
jungen Bewegungspartei Potere 
al Popolo (PaP). Die Klavierlehre-
rin und Gelegenheitsjobberin 
kandidierte selbst für das Präsi-
dialamt, hatte aber mit bloss 
8048 Stimmen keine Chance. 
Trotzdem spricht sie nicht aus 
Missgunst oder Groll, wenn sie 
sagt: «In der Emilia-Romagna 
hat weder die Linke gewonnen 
noch die Rechte verloren.» Eine 
gewagte Interpretation ange-
sichts des Wahlsiegs von PD-
Mann Bonaccini. Andererseits 
zeigt die Statistik: Im Vergleich 
zu den letzten Regionalwahlen 

von 2014 verlor der sozialdemo-
kratische Partito Democratico 
(PD) 12,5 Prozent Wähleran-
teile. Fast so viel, wie die Lega 
dazugewann. Mit je etwas über 
30 Prozent liegen die beiden 
Parteien mittlerweile fast 
gleichauf.

KRITIK. Die Verluste des PD er-
staunen Collot gar nicht. Denn: 
«Die schlimmsten Angriffe ge-
gen die Lohnabhängigen ka-
men von dieser Partei.» Collot 

meint damit insbesondere den 
«Jobs Act» – eine von PD-Ex-Pre-
mier Matteo Renzi durchge-
peitschte Arbeitsmarktreform. 
Seit 2014 erleichtert diese Ent-
lassungen, macht die Deregu-
lierung von Anstellungsbedin-
gungen möglich und senkt die 
Unternehmenssteuern. Kritik 
hagelt es von der «roten» Marta 
auch wegen der sogenannten 
Sicherheitsdekrete. Mit diesem 
Gesetzespaket darf die Regie-
rung neu Privatschiffen mit 

Flüchtlingen an Bord die Hafen-
einfahrt verwehren. Bei Zuwi-
derhandlungen drohen drasti-
sche Geldstrafen von bis zu 
 einer Million Euro. 

COLLOTS REZEPT. Eingeführt 
hatte das Dekret zwar noch 
Migrantenfeind Salvini, 
doch der PD hat es 
bis heute nicht zurück-
genommen. Die Partei 
könne daher nicht mehr 
als wirklich «links» 
 bezeichnet werden. Ent-

sprechend stamme auch 
die Anhängerschaft mittler-

weile hauptsächlich aus dem 
Establishment. War also das Ja 

zur PD nicht gleichzeitig auch 
ein Ja für die PD-Politik? «Kei-
nesfalls», sagt Collot, «es war die 
Wahl des kleineren Übels.» Oh-
nehin könnten solche Wahlen 
allein den Rechtsruck in Italien 
nicht aufhalten. Collots Rezept: 
«Zusammenschluss aller Oppo-
sitionellen sowie ständige Prä-
senz in den Quartieren, Schu-
len und Betrieben.» 

«Es war die Wahl des
kleineren Übels.»

MARTA COLLOT
POTERE AL POPOLO

Italiens Linke: Wie weiter?

Die rote Marta muckt auf

SERGIO NOTTOLI: «Ex-Premier Matteo Renzis wirtschaftsfreundlicher       Kurs hat viele Mitglieder des Partito Democratico vergrault.» FOTO: GIORGIO BENVENUTI

MARTA COLLOT: 
Klavierlehrerin, 
Gelegenheits-
jobberin und 
Linksaktivistin.
FOTO: ZVG
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Weltkrieg, Partisanen, Neo-
faschisten, Aufstieg und 
 Zerfall der kommunistischen 
Partei Italiens, Berlusconi 
und Verräter Matteo  Renzi: 
Alles hat Sergio Nottoli 
 miterlebt. Und immer blieb 
er der Linken treu. Und 
 seinen Tagliatelle al ragù. 
JONAS KOMPOSCH

Im Wartesaal der zweiten Klasse am Hauptbahn-
hof von Bologna steht eine pralle Reisetasche. Sie 
tickt im Sekundentakt. Bis um 10.25 Uhr. Dann de-
tonieren 23 Kilogramm Sprengstoff. Das Bahn-
hofsgebäude stürzt ein. 85 Menschen werden in 
den Tod gerissen, 200 weitere verletzt. Das war am 
2. August 1980. Ziel des Anschlags: die Bevölke-
rung Bolognas. Denn diese hatte seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs mit grossem Mehr kommunis-
tisch gewählt. Und das passte den Tätern nicht. Sie 
waren Neofaschisten mit besten Verbindungen 
zum Geheimdienst. Vom Terror liess sich das rote 
Bologna allerdings nicht einschüchtern: bis heute 
ist die Stadt links regiert. Und am Bahnhof erin-
nert eine grosse Gedenktafel an die Bluttat vor 
40 Jahren. «Niemals vergessen!» steht darauf.

Just vor diesem Mahnmal warte ich auf 
Sergio Nottoli (90), Urgestein der Bologneser Ar-
beiterbewegung. Es ist der Samstag vor den Regio-
nalwahlen in der Emilia-Romagna. Sämtliche 
 Umfragen prognostizieren dem sozialdemokrati-
schen Partito Democratico (PD) ein Kopf-an-Kopf-
Rennen mit der rechtsextremen Lega. Und bereits 
jetzt steht fest, was Lega-Führer Matteo Salvini tun 
wird, falls seine Partei ihren Siegeszug auch in der 
traditionell linken Region Norditaliens fortsetzen 
wird: nationale Neuwahlen verlangen, die Landes-
regierung übernehmen und den Umbau Italiens 
in ein autoritäres Regime vorantreiben.

DIE FASCHISTEN-BOMBE
Da kurvt plötzlich ein grauer Fiat Lupo heran. Am 
Steuer ein Mann mit ernstem Blick und schnee-
weissem Haar. Er hupt. Nottoli! Noch bevor wir da-
vonbrausen, beginnt er zu erzählen: «Ja, der An-
schlag von 1980, ich erinnere mich genau!» Mit 
seiner Familie habe er an jenem Samstag an ei-
nem schönen Strand an der Adria gelegen. Dann 
kam die Nachricht von der Bombe. Sofort sei er 
nach Bologna gefahren. Hier hatte Nottoli schliess-
lich verschiedene politische Ämter inne, war etwa 
langjähriger Quartierspräsident, Gemeindeparla-
mentarier und Parteisekretär. Und nun brauchte 
die Stadt im Schockzustand jede helfende Hand.

BEI DEN PARTISANEN
Was Nottoli Ende August 1980 am Bahnhof von 
Bologna sah, erinnerte ihn an den Zweiten Welt-
krieg. Gerade mal zehn Jahre alt war er, als dieser 
1940 auch auf die Emilia-Romagna übergriff. Vier 
Jahre später starteten die Alliierten ihre Luftoffen-
sive gegen Bologna. Der Bombenhagel traf aller-
dings nicht nur kriegswichtige Infrastrukturen 
und faschistische Truppen, sondern auch die Zi-
vilbevölkerung. Deshalb suchte Nottoli bei Flie-
geralarm immer das Weite, rannte auf die Hügel 

ausserhalb der Stadt und 
verkroch sich in den Wäl-
dern. «Dort traf ich zum 
ersten Mal auf Partisa-
nen», erzählt Nottoli. 
Diese antifaschistischen 
Guerrillakämpfer hätten 
ihm nicht nur Unter-
schlupf, sondern auch et-

was zu essen gegeben. Ein Segen für den Bub. 
Denn: «Damals hungerten wir eigentlich immer.» 
Oft sei er deshalb auf die Felder rausgefahren. Um 
liegengebliebene Getreidekörner einzusammeln. 
Einmal geriet er auf dem Nachhauseweg in die 
Hände der Deutschen. Diese waren gerade dabei, 
eine Kuhherde zu stehlen. «Sie zerrten mich von 
meinem Velo, drückten mir einen Stecken in die 
Hand und zwangen mich mitzukommen.» 

Nottoli bremst, Stau vor den Toren der Bolo-
gneser Altstadt. Draussen machen Touristen Sel-
fi es vor einer backsteinroten Kathedrale. Erst als 
der Verkehr wieder rollt, erzählt Nottoli weiter.

Sieben Stunden lang musste Sergio mit den 
deutschen Soldaten mitmarschieren und ihr ge-
raubtes Vieh zusammenhalten. Dann gelang ihm 

die Flucht. Reines Glück sei das gewesen, meint 
Nottoli heute. Denn im nahe gelegenen Dörfchen 
Marzabotto zeigten die Nazis zur selben Zeit, 
wozu sie fähig waren: Sie erschossen die gesamte 
Einwohnerschaft. 770 Kinder, Alte und Frauen. 
Vermeintliche oder tatsächliche Angehörige von 
Partisanen.

RAUSCHENDE FESTE
Als der Krieg endlich vorbei war, trat der 15jäh-
rige Nottoli sofort dem Partito Comunista bei. Er 
erzählt: «Denn die kommunistischen Partisanen 
waren die Speerspitze unserer Befreiung. Sie hat-
ten die Nazis bereits vertrieben, als die Alliierten 
hier eintrafen.» Der junge Aktivist gab fortan al-
les für die Partei, die bald zur mitgliederstärks-
ten des Landes wurde. Selbst als Maschinen-
mechaniker-Stift verteilte er ständig Flugblätter, 
besuchte wöchentlich Gewerkschaftsversamm-
lungen. «Alles für den demokratischen Wieder-
aufbau der Heimat», sagt er.

Besonders gerne erinnert sich Nottoli aber 
an das allererste Fest zugunsten der Partei-
zeitung «Unità», die «Festa dell’Unità». Einfach 
«bellissima» sei die gewesen, damals im Sommer 
1946, kurz nach den Kriegsjahren voller Leid und 
Entbehrungen. Seither hat Sergio Nottoli kein 
einziges dieser rauschenden Feste verpasst. Im 
Gegenteil: Meistens war er sogar Teil des Organi-
sationskomitees oder half mit, die notwendigen 
Berge von Lasagne, Tortelloni oder Spaghetti zu 
kochen. 

IN DER KÜCHE
A propos Kochen! «È la mia passione», sagt Not-
toli, «meine Leidenschaft». Das zeigt sich deut-
lich in Casalecchio di Reno. Nach einer halbstün-
digen Fahrt sind wir in diesem Vorort Bolognas 
angekommen. Nottoli führt ins Industriequar-

tier, zur Casa dei Po-
poli, dem Haus der Völ-
ker. Es ist ein grosszügi-
ger und moderner Bau 
im Besitz des Partito 
Democratico. Also je-
ner regierenden Mitte-
links-Partei, die 2007 
aus den Resten der 

kommunistischen, der sozialdemokratischen so-
wie der christdemokratischen Partei hervorge-
gangen ist. Auch Nottoli ist Mitglied. Jetzt aber 
will er mir das Herzstück der Casa zeigen: «la cu-
cina». Und was für eine Küche das ist! Gross ge-
nug, um locker an die 300 hungrige Mäuler zu 
bekochen. Hier arbeitet Nottoli regelmässig. 
Dann gibt es Spezialitäten wie Tagliatelle al ragù, 
Tortellini in brodo oder Maccheroni mit Salcic-
cia. «Du musst wissen», sagt Feinschmecker Not-
toli, «die emilianische Küche ist eine der feinsten 
Italiens.» In den Genuss seiner Köstlichkeiten 
kommen jeweils die Besucherinnen und Besu-
cher der Parteifeste. Bloss sind das nicht mehr so 
viele wie einst. 

Der Partito Democratico ist nämlich schwer 
angeschlagen. Nottoli sagt, das habe vor allem 
der Ex-Premier Matteo Renzi zu verantworten: 
Der hat es geschafft die Partei zu erobern und 
nach rechts zu öffnen.» Renzis wirtschafts-
freundlicher Kurs habe aber viele Mitglieder ver-
grault. Jetzt, kurz vor den Wahlen, stehe die 
Linke gespalten da. Tatsächlich kandidieren vier 
verschiedene Linksparteien einzeln für den Gou-
verneursposten der Emilia-Romagna, zudem die 
populistische 5-Sterne-Bewegung. Demgegen-
über hat sich die gesamte Rechte hinter der Lega-
Kandidatin vereint. «Das ist gefährlich!» sagt Not-
toli: «Denn Salvini und seine Gefolgsleute reden 
wie die Faschisten von damals.» 

VINCEREMO NOI!
Und dann die Flüchtlinge. Nottoli kocht regel-
mässig auch für sie. Oder nimmt sie in seiner 
Wohnung auf und schenkt ihnen Kleider. Er sagt: 
«Ich weiss, was Krieg und Flucht bedeuten.» Vom 
Staat aber sei er enttäuscht, weil: «Er lässt die 
Menschen im Mittelmeer einfach ertrinken!» Für 
Nottoli «das Schlimmste der Welt». Trotz alledem 
ist der alte Kämpfer optimistisch: «Vinceremo 
noi!» – «Wir werden gewinnen!» ruft er. Und tat-
sächlich. Spätnachts am Sonntag bestätigt sich 
seine Prognose: Sozialdemokrat Stefano Bonac-
cini ist mit 51 Prozent der Stimmen überra-
schend deutlich wiedergewählt. Korkenknallen 
und Spumante für alle in der Casa dei Popoli! Die 
Emilia-Romagna bleibt rot. Und Sergio Nottoli 
sagt: «Hab ich’s dir nicht gesagt?»

Italien, Bologna:     Wahltag mit dem Altkommunisten Sergio Nottoli (90)

«Wir      werden gewinnen!» 

«Salvini und
seine Leute
sprechen wie die
Faschisten von
damals.»

SERGIO NOTTOLI: «Ex-Premier Matteo Renzis wirtschaftsfreundlicher       Kurs hat viele Mitglieder des Partito Democratico vergrault.» FOTO: GIORGIO BENVENUTI

«Der Staat lässt
die Menschen
im Mittelmeer
einfach
ertrinken!»
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LICHT INS DUNKEL: LED-Röhren verbrauchen viermal weniger Strom als Neonröhren. FOTO: KEYSTONE

LINKS ZUM 
THEMA:
� rebrand.ly/
frauenparkplatz  
In Österreich nennt 
man Frauenparkplätze 
«Damenparkplätze». 
Henusode! Statistisch 
gesehen sind Park-
häuser weniger 
gefährlich als gefühlt. 

� rebrand.ly/
beleuchtung  
Sind sich selbst 
dimmende LED-Röhren 
mit Bewegungsmelder 
schweineteuer? 
Entgegen allen 
Befürchtungen nicht. 
Eine 150 cm lange 
Philips-LED-Röhre 
kostet um die 
35 Franken. Die Preise 
werden weiter sinken, 
sobald die Konkurrenz 
nachzieht. Die Folge: 
Der ökologische 
Umbau dank Effi zienz-
gewinnen rechnet 
sich.

 Sie fi nden alle Links 
direkt zum Anklicken 
auf der work-Website 
unter der Rubrik 
«rosazukunft»: 
www.workzeitung.ch

rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

Die neue LED-Röhre von Philips 
verbraucht viermal weniger Strom 
als die alten Neonröhren. Und 
das ist noch lange nicht ihr einziger 
ökologischer Vorteil. 

Es gibt in der Schweiz 30 000 Tiefgaragen 
und Sammeleinstellhallen. Viele sind 
mehr oder minder sanierungsbedürftig. 
Mit anderen Worten: viel Arbeit für das 
Baugewerbe, wenn wir denn in Zukunft 
noch so viele Autos brauchen würden 
wie heute. 

Tiefgaragen sind immer auch etwas 
unheimlich. Sie fl össen uns Ängste ein. 
Deshalb geschehen hier in den TV-Krimis 
regelmässsig Morde und Verbrechen. 
Dabei belegen Statistiken: Die Zahl der 
Gewaltverbrechen ist gesamthaft rück-
läufi g. Und Parkhäuser sind keine 
beliebten Tatorte.

Spielt alles keine Rolle, denn die 
Mächte des faktenfreien Irrationalen 
sind vielfach stärker als alle wissen-
schaftlichen Erkenntnisse. Können wir 
etwas dagegen machen?

LANGES LEBEN. Schrittweise lösen LED-
Röhren die alten Neonröhren in den 
30 000 Schweizer Parkhäusern ab. In wie 
vielen? Wir wissen es nicht. Unser statis-
tisches Amt zählt lieber die Schweine in 
den Ställen. Die Umrüstung verbessert 
bei gleich viel Lumen pro Röhre nicht die 
Beleuchtung, aber immerhin verbrau-
chen LED-Röhren, richtig vermessen, 
viermal weniger Strom als Neonröhren. 
Und sie reagieren schneller auf Impulse 
der Bewegungsmelder und Lichtschalter. 
Weiterer Vorteil: Ihre Lebensdauer ist 

durchschnittlich mindestens 
fünfmal länger. Man muss sie 
weniger auswechseln.

Eigentlich eine Erfolgs-
geschichte ohnegleichen. Wir 
müssten uns ob dieses techni-
schen Fortschritts freuen, tun 
es aber nicht. Weil gute 
Nachrichten in der Regel 
keine Nachrichten sind.

VOLLE KRAFT. Aber gut ist 
nicht gut genug. Jetzt bringt 
der Elektronikkonzern Phi-
lips eine neue LED-Röhre mit 
Sensor auf den Markt, die 
alles Bisherige wortwörtlich 
in den Schatten stellt.
Philips-Vorteil 1: Während 
durchschnittlich 23 Stunden 
am Tag werden Autos nicht 
benutzt. Sie stehen auch in 
Parkhäusern nur herum. Dies 
wird sich erst etwas ändern, 
wenn sich selbst steuernde 
Roboterautos die in privatem 
Besitz befi ndlichen fahrba-
ren Untersätze aus dem 
Markt drängen. Bis es so weit ist, ein 
Lichtblick: Die neuen LED-Röhren ver-
brauchen im Sparmodus nicht mehr 
24 Wattstunden wie die alten Neonröh-
ren, sondern nicht einmal 5 Wattstunden. 
Und vermitteln trotzdem ein Gefühl von 
Sicherheit dank bescheidender, fl ächende-
ckender Ausleuchtung jedes Parkhauses.
Philips-Vorteil 2: Sobald sich eine Auto-
fahrerin oder ein Autofahrer hin zu 
seinem oder weg von ihrem Auto bewegt, 
strahlt die LED-Röhre mit ihrer vollen 

Kraft von 135 Lumen pro Watt. Dies alles 
dank den in den LED-Röhren integrierten 
Bewegungsmeldern.

Philips will die Lumen pro Watt 
und somit die Energieeffi zienz nächstens 
um gut 10 Prozent erhöhen. Und andere 
Hersteller werden die steile Vorgabe 
aufnehmen und vergleichbare oder 
noch bessere Produkte auf den Markt 
bringen.

Sinnvoll wären in der Mehrzahl der 
Fälle LED-Röhren mit integrierten Be-

wegungsmeldern, die erst anspringen, 
wenn sich etwas bewegt. Und die Investi-
tionsbedarf und Energieverbrauch so 
weiter senken. 

Für die lesenden Sparfüchsinnen 
und Sparfüchse noch die entscheidenden 
Grössenordnungen: Wenn die LED-Röhre 
zu 90 Prozent im sanften Sparmodus 
Sicherheit vermittelt, braucht sie im Jahr 
nicht einmal 60 Kilowattstunden Strom. 
Wenn man auf den Sparmodus verzich-
tet, wären es noch 24 Kilowattstunden. 

LED-Röhren: Tiefgaragen sind Tatorte des ökologischen Umbaus

Miet-Abzocker
Lohn-Drücker, 
Welt-Brandstifter: 
Wir behalten sie
alle im Auge.

 work sagt, was ist. Am Puls der Zeit. 

 work – die Zeitung zur Arbeit  
für die Arbeitenden. 
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Die Mieten sind
40% zu hoch
Wohnmarkt-Expertin 

Jacqueline Badran
hat’s ausgerechnet. Das

Interview.  Seiten 10–11
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Das neue Manifest
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Der  BVG-Kompromiss 
der Gewerkschaften 
und der  Arbeitgeber 
lässt sich  sehen. 
Doch einigen Arbeit-
geberver bänden ist er 
viel zu  sozial. 
CLEMENS STUDER

Die Pensionskassen sind in der Krise. 
Für immer höhere Beiträge gibt’s im-
mer weniger Rente. Seit 2005 gingen 
die Pensionskassenrenten real um 
fast 9 Prozent zurück. Und viele Lohn-
abhängige erhalten keine oder nur 
eine mickrige BVG-Rente, weil sie we-
nig verdienen. Das hat systemische 
Gründe. Denn das BVG basiert dar-
auf, mit dem Geld der Versicherten 
im internationalen Finanzcasino 
und auf dem Immobilienmarkt zu 
spekulieren. Das ist in erster Linie für 
Banken und Versicherungen ein loh-
nendes Geschäft. Milliarden fl iessen 
an die Aktionäre statt an die Versi-
cherten. Ganz anders bei der AHV: 
sie wird im solidarischen, stabilen 
und sicheren Umlageverfahren fi -
nanziert. Hier macht das Geld der 
Versicherten keinen jahrzehntelan-
gen teuren Umweg über die Finanz-
industrie. 

DER KOMPROMISS
Im aktuellen wirtschaftlichen Um-
feld können die Pensionskassen ihre 
einstigen goldenen Versprechen 
nicht mehr halten. Sie wollen des-
halb nicht etwa ihre Erträge, sondern 
die Leistungen senken. Und die Kos-

ten für die Lohnabhängigen und die 
Arbeitgeber weiter erhöhen. Doch 
das ist nicht mehrheitsfähig. Darum 
hat der Bundesrat den Sozialpart-
nern den Auftrag gegeben, gemein-
sam Lösungen zu suchen.

Im vergangenen Sommer einig-
ten sich die Arbeitgeber und die Ge-
werkschaften auf einen Kompromiss 
zur Sanierung der Pensionskassen. 
Diesen BVG-Kompromiss der Sozial-
partner schickte der Bundesrat im 
Dezember in die Vernehmlassung. 
Sie dauert bis zum 27. März. Noch vor 
Ende der Vernehmlassungsfrist brin-
gen sich die Gegner dieser halbwegs 
sozialverträglichen BVG-Sanierung 
nun in Position und präsentieren ei-
gene Modelle. Die unterscheiden sich 
zwar – je nach ökonomischen und 
ideologischen Schwerpunkten der 
Verfassenden – in Details. Aber  eines 
haben sie alle gemeinsam: sie sind ge-
gen die Interessen der unteren und 
mittleren Einkommen gerichtet. Und 
sie zementieren die Benachteiligung 
der Frauen.

EIN RENTENZUSCHLAG
Bereits während der Verhandlungen 
der Sozialpartner ausgestiegen ist 
der Gewerbeverband. Dieser ist unter 
der Führung von Präsident Jean-Fran-
çois Rime (SVP) und Direktor Hans- 
Ulrich Bigler (FDP) – beide im Herbst 
aus dem Nationalrat abgewählt – 
schon längst zur Frontorganisation 
der Milliardärpartei SVP geworden. 
Sie lehnt den Sozialpartnerkompro-
miss ebenfalls ab. Der Gewerbever-
band-Vorschlag basiert einseitig auf 

Rentenkürzungen und höheren Bei-
trägen (siehe Tabelle). 

Der mit den Arbeitgebern er-
reichte Kompromiss ist zwar keine 
Gewerkschaftsvorlage, aber sie ver-
bessert immerhin einiges für die 
Lohnabhängigen. Ein dauerhafter, 
 solidarisch fi nanzierter Rentenzu-
schlag hilft, das heutige Rentenni-
veau zu halten, obwohl der Umwand-
lungssatz sofort von 6,8 auf 6 Prozent 
gesenkt wird. Der Rentenzuschlag 
wird mit einem Lohnbeitrag von je 
0,25 Prozent der Arbeitnehmenden 
und der Arbeitgeber auf allen Löhnen 
bis rund 850 000 Franken fi nanziert. 
Hohe Löhne bezahlen somit deutlich 
mehr für den Rentenzuschlag. 

Die so zusammenkommende 
Summe wird pro Kopf an alle künfti-
gen BVG-Rentnerinnen und -Rentner 
ausbezahlt. Das stärkt die Renten für 
Menschen mit tiefen Einkommen 
und für Teilzeitarbeitende, insbeson-
dere auch der Frauen. Das stärkt den 
Solidaritätsgedanken in der zweiten 
Säule und verbessert das Preis-Leis-

tungs-Verhältnis des BVG, das wesent-
lich schlechter ist als bei der AHV.

MEHR VERSICHERTER LOHN
Weiter schlagen die Sozialpartner 
vor, den sogenannten Koordinations-
abzug zu halbieren. Damit trägt ein 
grösserer Lohnanteil zum Aufbau der 
BVG-Rente bei. Das ist ebenfalls für 
Teilzeitarbeitende und für Menschen 
mit kleinen Einkommen wichtig. 
Langfristig steigen ihre Renten. Wie 
wichtig, zeigen die erschreckend tie-
fen Renten in einigen Branchen. Zum 
Beispiel im Gastgewerbe. Bei Gastro-

social, der Pensionskasse des ehe-
maligen Wirteverbandes und der 
 Hotellerie, beträgt die ausbezahlte 
Durchschnittsrente 603 Franken pro 
Monat. Die Kasse zählt 160 000 Versi-
cherte. Noch tiefer liegt die Durch-

schnittsrente bei der BVG-Stiftung 
der SV Group: nämlich nur 505 Fran-
ken. Die Gruppe betreibt Kantinen, 
Mensen und Mitarbeiterrestaurants. 
Weil die Zahlen Durchschnittszahlen 
sind und nicht nach Geschlecht auf-
geschlüsselt werden, ist davon auszu-
gehen, dass die realen Frauenrenten 
noch mickriger sind. 

AHV STÄRKEN
Selbst wenn der Kompromissvorschlag 
der Sozialpartner die parlamenta-
rische Debatte und eine Volksabstim-
mung unbeschadet überstehen sollte, 
ist noch längst nicht alles gut. Nur ein 
bisschen besser als heute. Um die 
 Altersvorsorge in der Schweiz zu stär-
ken und die Kaufkraft der Rentnerin-
nen und Rentner zu heben, muss die 
AHV gestärkt werden. Diese hat ein un-
schlagbares Preis-Leistungs-Verhältnis. 
Dieses würde mit einer 13. AHV noch 
besser. Der Gewerkschaftsbund lan-
ciert Anfang März eine entsprechende 
Initiative. Sie ist ein erster Schritt zur 
Stärkung der AHV.
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Die Briefträgerin &
die Freiräume 
«Wir haben diskutiert, gestrit-
ten, gelacht, Entscheide gefällt, 
manchmal gelitten, reorgani-
siert, Neues gelernt und viel ge-
arbeitet.» Dieser Satz aus den 
Weihnachtsgrüssen der BZR, 
Briefzustellregion, an ihr Perso-

nal ist bei der Briefträgerin hän-
gengeblieben. Er unterscheidet 
sich vom üblichen «die Post ist 
gut unterwegs, dank Euch». 
Wieso? Der Satz könnte aus 
dem Jahresbericht eines selbst-
verwalteten Betriebes stammen, 
denkt die Briefträgerin. Er ist 
persönlich, tönt nach Freiraum, 
nach Mitbestimmungsmöglich-
keiten.

SPLITTER-KONZERN. Die Post ist 
aber kein selbstverwalteter Be-
trieb. Sie ist nicht einmal mehr 
ein Staatsbetrieb, der nicht ren-
tieren muss und dessen Bereiche 
einander quersubventionieren 
dürfen. Die Post ist ein Konzern. 
1997 wurde die damalige PTT 
aufgesplittert in die Bereiche 
Swisscom und die Schweizeri-
sche Post, die weiterhin für 
 Personentransporte, Brief- und 

Paketsendungen sowie Finanz-
dienstleistungen zuständig war. 
Wurde die Swisscom schon da-
mals eine «spezialgesetzliche Ak-
tiengesellschaft», geschah das-
selbe mit der Schweizerischen 
Post 2012: Sie wurde zur AG, de-
ren einziger Aktionär der Bund 
ist. Immerhin.

EIGENWILLIG. Seither geht es bei 
der Post – einem Unternehmen 
mit Service-public-Auftrag – wie 

in der Privatwirtschaft ums Geld-
verdienen. Ums Gewinnerwirt-
schaften. Das Zauberwort heisst 
Effi zienz. 

«Wir haben diskutiert, ge-
stritten, gelacht» – das tönt 
schön. Die Briefträgerin hat sol-
chen Freiraum nie erlebt. Die 
Durchsagen erfolgen von oben, 
unten wird ausgeführt. Punkt. 
Ah, nein, kürzlich wies der Chef 
sie auf einige ihrer eigenwilli-
gen Arbeitsabläufe hin, schloss 
aber, er sehe keine Notwendig-
keit, einzuschreiten. 

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post
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BVG-Kompromiss: Einige Arbeitgeberverbände wollen ihn torpedieren 

Die Rentenklauer sind 
wieder unterwegs

PENSIONSKASSEN
Lesen Sie mehr über die 2. Säule und Ihren 
PK-Ausweis im work-Service Seiten 14 / 15

Der BVG-Kompromiss
ist gut für die unteren und
die mittleren  Einkommen
und für die Frauen.

Aktuelle 
Regelung

Das wollen die 
Sozialpartner und 
der Bundesrat

Das will der 
Gewerbeverband

Das wollen Banken, 
Baumeister und 
Detailhändler

Mindestumwandlungs-
satz 1

6,8 Prozent 6 Prozent 6 Prozent 6 Prozent

Koordinationsabzug 2 Fr. 24 885.– Fr. 12 443.– Fr. 24 885.– 60 Prozent des AHV-
pfl ichtigen Lohns, 
höchstens Fr. 21 300.–

Altersgutschrift 3 

20. – 24. Lebensjahr
0 Prozent 0 Prozent 0 Prozent 9 Prozent

Altersgutschrift 
25. – 34. Lebensjahr

7 Prozent 9 Prozent 9 Prozent 9 Prozent

Altersgutschrift 
35. – 44. Lebensjahr

10 Prozent 9 Prozent 14 Prozent 12 Prozent

Altersgutschrift 
45. – 54. Lebensjahr

15 Prozent 14 Prozent 16 Prozent 16 Prozent

Altersgutschrift 
55. – 64. Lebensjahr

18 Prozent 14 Prozent 18 Prozent 16 Prozent

Rentenausgleich 100 bis 200 Franken 
im Monat für die 
Übergangs generation 
(15 Jahre)

«effektiver Ausfall» der 
Übergangs generation 
für 10 Jahre

«effektiver Ausfall» der 
Übergangs generation 
für 10 Jahre

Finanzierung Lohnbeitrag 4
0,5 Prozent

BVG-Sicherheits-
fonds,5 höchstens 
200 Millionen Franken

bestehende Rück-
stellungen der einzel-
nen Pensionskassen

1 Der Umwandlungssatz bestimmt, wie viel Rente es für das angesparte Kapital im Obligatorium gibt. Rechenbeispiel: 100 000 Franken Alterskapital, 
Umwandlungssatz 6,8 Prozent = 6800 Franken Rente im Jahr. 2 Nur Lohnbestandteile über diesem Abzug sind im BVG versichert. 3 Die Lohnabzüge für 
die Pensionskassen bestehen aus einer Versicherungsprämie (u. a. für Invalidität, Krankheit, Tod) und einem Sparanteil, der «Altersgutschrift» genannt 
wird. 4 Der Kompromiss der Sozialpartner will die Stärkung der kleinen Renten mit einem Lohnabzug von 0,5 Prozent auf alle Löhne ermöglichen. Damit 
tragen Grossverdiener entsprechend ihren Möglichkeiten mehr an die Finanzierung bei. 5 Der Sicherheitsfonds BVG garantiert die Leistungen für 
Versicherte, deren Pensionskasse konkursgeht. Ausserdem läuft über den Sicherheitsfonds der Ausgleich für Arbeitgeber, die überdurchschnittlich viele 
ältere Arbeitnehmende beschäftigen. Er wird durch sogenannte Zuschüsse der Pensionskassen fi nanziert.

FINANZCASINO: BVG-
Gelder sind in erster
Linie für die Versiche-
rungslobby ein gutes 
Geschäft. FOTO: KEYSTONE

Bei der Post erfolgen
die Durchsagen von
oben, unten wird
ausgeführt. Punkt. 

Die Post ist kein selbst-
verwalteter Betrieb.
Sie ist nicht einmal
mehr ein Staatsbetrieb.
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Am 1. Februar ist Brexit 

Und jetzt?
Britanniens Brexit ist Gift. Lange bevor er be-
schlossen war, hatte er schon die britische 
Gesellschaft gespalten. Der rechtsextremen 
Partei UKIP war es gelungen, die EU zum 
grossen Sündenbock zu machen. Und die 
brennenden sozialen Fragen, die weit ver-
breitete Armut und Grossbritanniens Mi-
sere im Gesundheitswesen waren plötzlich 
kein Thema mehr. Stattdessen wiegten sich 
viele in der Illusion, das Königreich könne 
im Alleingang wieder zu alter Grösse fi nden. 

Der notorische Lügner, Brandstifter und 
heutige Premier, Boris Johnson, surft auf 
dieser Illusionswelle erfolgreich weiter: Bei 
den Parlamentswahlen vor Weihnachten 
hat er mit seinen Konservativen die absolute 
Mehrheit erobert. Die linke Labour-Partei 
hingegen schrumpfte im Parlament massiv. 

LABOUR LAVIERT. Warum dieses Debakel 
der Linken? Vor wenigen Jahren erlebte 
 Labour mit Jeremy Corbyn einen Auf-
schwung, Zehntausende Junge wurden ak-
tiv, bei den Wahlen vor zwei Jahren war La-
bour sogar nahe dran, die Konservativen 
zu überholen. Damals konnte die Partei die 

soziale Frage in ei-
nem starken Wahl-
programm in den 
Vordergrund brin-
gen. Gleiches ver-
suchte sie nun wie-
der – aber ohne 

 Erfolg. Weil das Thema «Brexit» alles über-
deckte. Und beim Brexit ist Labour hin und 
her gerissen. Mit einem Nein im Wahl-
kampf hätte die Partei Arbeiterstimmen 
im Norden verloren. Mit einem Ja, die Jun-
gen vor den Kopf geschlagen. Die Partei la-
vierte und verlor auf beiden Seiten.

UND JETZT? Am 1. Februar tritt Grossbritan-
nien defi nitiv aus der EU aus. Aber ansons-
ten ist gar nichts klar. Es herrscht Unsicher-
heit: Wie viele Unternehmen werden das 
Land verlassen? Die Gewerkschaften gehen 
vom Schlimmsten aus. Und sie befürchten, 
dass Boris Johnson bald schon damit begin-
nen wird, Arbeits-, Konsum- und Umwelt-
normen zu schleifen. Das Schicksal Hun-
derter Gesetzesbestimmungen in diesem 
Bereich hängen nun in der Luft. Bezahlte 
Ferien und Elternurlaub, Maximalarbeits-
zeiten, Diskriminierungsverbot, all dies ist 
bisher nur im EU-Recht verankert und 
müsste in britisches Recht übergeführt 
werden. Genauso wie die Importsperre für 
Chlorhühner. Doch Johnson und seine 
 reaktionäre Parlamentsmehrheit haben 
grosse Lust, diesen «Ballast» im Namen der 
Wettbewerbsfähigkeit abzuwerfen. 

Kippt Johnson
jetzt bezahlte
Ferien und
Eltern urlaub?

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

online

Stimmt dein 
 Mindestlohn?
In diversen Gesamtarbeitsverträgen (GAV) 
ist per Anfang Jahr der Mindestlohn ge-
stiegen. Stimmt dein Lohn? Kontrolliere es 
 unter www.gav-service.ch
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Frauen auf Fussgängerstreifen: Genf halbiert die Strichmännchen
In der Stadt Genf lebten am 31. Dezember 2018 
just 201 818 Menschen. Die sogenannte «stän-
dige Wohnbevölkerung» setzte sich aus 104 871 
Frauen und Mädchen und 96 947 Männern und 
Buben zusammen. Frauenquote: 52 Prozent. Am 
31. Dezember 2019 standen an Genfer Fuss-
gängerstreifen 500 Schilder. Männerquote der 
darauf gezeichneten Figürchen: 100 Prozent. Das 
ändert sich jetzt. Die Genfer Stadtregierung lässt 
250 Schilder ersetzen. Die neuen Schilder zeigen 
Frauen mit Babybauch, ältere Frauen mit Geh-
stock, zwei Frauen Hand in Hand, Frauen mit Lo-
cken, dünnere und dickere Frauen. Die Hälfte der 

Strichmännchen wird durch Frauen ersetzt. Die 
Genfer Stadtregierung will damit die Sichtbarkeit 
der Mehrheit der Bewohnerinnen und Bewohner 
erhöhen. Und zusätzlich ein bisschen wenigstens 
auch die Vielfältigkeit der Gesellschaft abbilden. 

SCHNAPPATMUNG. Eigentlich eine Selbstver-
ständlichkeit. Doch nicht für alle: zum Beispiel für 
einen Journalisten, der meinte, die männlichen 
Piktogramme könnten auch Frauen darstellen, 
weil «manche Frauen fl achbrüstig sind».  Keine Iro-
nie! Und bei den notorischen Wutbürgern, denen 
die Verlage in den Online-Kommentarspalten 

klickheischend so gerne Platz einräumen, setzte 
augenblicklich kastrationsängstliche Schnapp-
atmung ein. Für ein paar Stunden  liessen die 
 Kommentiermännchen wegen der halbierten 
Strichmännchen sogar von Klima aktivistin Greta 
Thunberg ab. Sonst als Hass objekt hoch im Kurs. 
Übrigens: Es ist nicht das erste Mal, dass die 
Stadt Genf in jüngster Zeit die öffentliche Sicht-
barkeit von Frauen erhöhte. Zum Frauenstreik 
vom 14. Juni 2019 widmete sie 100 Strassen 
zusätzlich berühmten Frauen. Bis dahin waren 
nur 41 nach Frauen benannt – und 548 nach 
Männern. (cs)

Am 9. Februar stimmen wir über 
die Initiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen» ab. Die Umfragen sind 
knapp. Die Immobilienspekulanten 
nervös und fi es.
CLEMENS STUDER

Die Initiative des Schweizer Mieterinnen- und 
Mieterverbandes will drei Sachen: 
� Gesamtschweizerisch sollen mindestens 
10 Prozent aller neu gebauten Wohnungen 
Trägerschaften des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus gehören. Dafür soll der Bund ge-
meinsam mit den Kantonen sorgen.
� Der Bund soll Kantonen und Gemeinden 
 erlauben, ein Vorkaufsrecht für geeignete 
Grundstücke einzuführen.
� Der Bund räumt den Kantonen und Gemein-
den ein Vorkaufsrecht ein, wenn Grundstücke 
des Bundes oder bundesnaher Betriebe wie 
SBB, Post und Swisscom zum Verkauf stehen.

GROSS-SPEKULANTIN SBB
Vor allem auch der letzte Punkt würde eine 
spürbare Entlastung vom Spekulationsdruck 
bringen. Die SBB sind unter Noch-CEO Andreas 
Meyer zu einer massiven Treiberin der Immo-
bilienspekulation geworden. Während die In-
frastruktur des Kerngeschäfts an allen Ecken 
und Ende lödelet, überbauen die SBB immer 
mehr ihrer nicht mehr für den Bahnbetrieb be-
nötigten Flächen mit Luxusbauten. Einen 
Grossteil dieses Landes haben sie im Laufe ih-
rer Geschichte von der öffentlichen Hand gra-
tis oder günstig erhalten. In den vergangenen 
Jahren sind die SBB zur Nummer zwei des 
Schweizer Immobilienmarktes aufgestiegen. 
Hinter dem Versicherungskonzern Swisslife, 
aber noch vor der Swiss Prime Site, der gröss-
ten börsenkotierten Immobilienfi rma. 

3 MILLIONEN SCHWINDEL-FLYER
Die moderate Wohnbauinitiative stösst in Um-
fragen auf gute Zustimmung. Die Panikmache 
der Immobilienspekulanten, vertreten durch 
den Hauseigentümerverband und rechte Poli-
tikerinnen und Politiker, schlägt nicht so an, 
wie von diesen erhofft. Die Menschen merken, 
dass bei einer 10-Prozent-Quote für gemein-
nützige Wohnungen nicht von einer «Verstaat-
lichung des Wohnungsmarktes» geredet wer-
den kann. Darum greifen jene jetzt zu schmut-
zigen Tricks. Sie liessen 3 Millionen Flyer 
 drucken und an die Haushalte verteilen. Darin 
schreiben sie von «777 Millionen Franken Ver-
lusten des Bundes seit den 1990er Jahren mit 
Wohnbaudar lehen». Das ist nicht einfach Äp-
fel mit Birnen verglichen, sondern eine be-
wusste Irreführung der Stimmenden. Denn 
die 777 Millionen Franken haben weder mit 
dem heutigen Wohnraumförderungsgesetz zu 
tun und schon gar nicht mit der aktuellen In-
itiative. Sondern mit dem Gesetz zur Wohn-
bau- und Eigentumsförderung (WEG).

Schuld am Millionenabschreiber auf 
Bürgschaften war das WEG, ein bürgerliches 
Pfuschgesetz. Und an die damit geschaffenen 
Geldtöpfe kamen insbesondere private und 

kommerzielle Anbieter heran. Die verspeku-
lierten sich massiv – und als die Immobilien-
blase in den 1990er Jahren platzte, musste 
der Bund für viele Bürgschaften geradestehen. 
Darum wurde das WEG abgeschafft und be-
reits vor 17 Jahren durch das Wohnraumförde-
rungsgesetz (WFG) ersetzt. Mit diesem werden 
ausschliesslich noch gemeinnützige Wohn-
bauträger unterstützt. Unter dem Strich kostet 
die heutige Wohnbauförderung des Bund 
quasi nichts.

UMVERTEILUNGSMASCHINE
Die Angst der Immobilienspekulanten ist eine 
um ihr Geschäft: Es geht um Milliarden – und 
von denen wollen sie offensichtlich nicht ein-
mal bescheidene 10 Prozent abgeben. Alle 
Wohnimmobilien der Schweiz sind zusam-

men rund 3100 Mil-
liarden Franken wert 
und bringen den Besit-
zerinnen und Besit-
zern eine Nettocash-
rendite (ohne Wert-
steigerung) von 3,6 
Prozent. Auf diese 

 Zahlen kam die Immobilienberatungsfi rma 
«Wuest Partner». Das heisst: die Immobilien-
besitzenden kassieren einen Profi t von rund 
110 Milliarden pro Jahr. Und noch einmal 100 
Milliarden kommen als Wertsteigerung dazu. 

Die Rechnung ist zwar nicht ganz präzise, 
weil sie nicht berücksichtigt, dass fast 40 Pro-
zent der Menschen in der Schweiz im eigenen 
Haus oder in einer Eigentumswohnung leben. 
Und auch nicht, dass nicht alle Wohnungen zu 
Marktpreisen vermietet werden. Aber auch so 
bleibt der Wohnungsmarkt in der Schweiz 
eine Umverteilungsmaschine von unten nach 
oben. Die Wohnbauinitiative will hier ein biss-
chen Sand ins Profi tgetriebe streuen. Das 
macht die Spekulanten so nervös.

Wohnbau-Initiative: Gegner greifen zu schmutzigen Tricks

Der 777-Millionen-Schwindel

HOCH HINAUS: Der Schweizer Wohnungsmarkt ist eine 
Umverteilungsmaschine von unten nach oben. Die 
Wohnbauinitiative will hier Gegensteuer geben. 
Im Bild der Jabee-Tower in Dübendorf ZH, der höchste 
Wohnturm der Schweiz. FOTO: KEYSTONE

Die Wohnbau-
initiative
macht die
Spekulanten
nervös.

Schutz vor Homo-Hass
Hass gegen Lesben, Schwule und Bisexuelle 
ist heute in der Schweiz ungestraft erlaubt. 
Das könnte sich ändern, wenn bei der 
 Abstimmung am 9. Februar der neue Diskri-
minierungsschutz angenommen würde: Wer 
gegen Homosexuelle hetzt, sie systematisch 
herabsetzt oder gar zu Gewalt aufruft, soll 
künftig mit einer Geldstrafe oder einer Frei-
heitsstrafe von bis zu 3 Jahren belangt wer-
den. Dabei geht es nicht um den Schutz von 
Einzelpersonen, denn diese können sich, 
wie alle anderen auch, schon heute rechtlich 
gegen persönliche Beleidigungen oder An-
griffe wehren. Die neue Strafnorm greift nur 
dort, wo in der Öffentlichkeit gegen Homo-
sexuelle als ganze Gruppe gehetzt wird. 

HARDLINER. Ende 2018 erweiterte das Par-
lament die bereits bestehende Rassismus-
strafnorm um das Merkmal der «sexuellen 
Orientierung». Den rechten Parteien EDU 
und SVP passte das aber nicht, und deshalb 
kommt die Vorlage jetzt an die Urne.
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CHAOS IN BOLIVIEN
Es war der 1. Mai 2007. Ein kühler Herbstabend 
in der bolivianischen Hauptstadt La Paz. Ein 
paar ausländische Gäste hatte Staatspräsident 
Evo Morales in den Festsaal des Palastes einge-
laden. Plötzlich stand ich neben zwei Generälen 
in der dunkelgrünen Uniform des Regiments 
Condor. Diese Spezial einheit der bolivianischen 
Armee ist verantwortlich für die Ermordung Che 

Guevaras und 
 Tausender 
Gewerkschafterin-
nen und Bauern 
des Landes. 
Ich wandte mich 

erschreckt ab. Evo hatte meine Reaktion 
be obachtet. Leise, aber lächelnd sagte er zu mir: 
«Compañero, wenn Washington diesen zwei 
Männern grünes Licht gäbe, würden sie mich 
mit Vergnügen umbringen.»

DER PUTSCH. An diesen Abend dachte ich zurück, 
als im letzten November nach der umstrittenen 
Wiederwahl von Morales als Präsident Boliviens 
der Neofaschist Luis Fernando Camacho aus 
der Tiefl andmetropole Santa Cruz de la Sierra 
einen Staatsstreich organisierte. Evo und seine 
engsten Mitkämpfer fl ohen nach Mexiko, Jeanine 
Añez, zweite Vizepräsidentin des Senats und 
Marionette Camachos, zog in den Präsidenten-
palast ein. Seither herrscht Chaos in Bolivien.
Bolivien beherbergt Kinder und Enkel deut-
scher und kroatischer Nazis. Sie wurden reich 
durch die Kontrolle der Erdgasausbeutung im 
Tiefl and und besitzen riesige Ländereien. Als 
katholische Rassisten haben sie die Wahl von 
Evo Morales, einem Angehörigen des indiani-
schen Volkes der Aymara, im Dezember 2005 
nie akzeptiert. Für sie war es eine Provokation, 
dass sich Morales am 8. Januar 2006 in den 
Ruinen von Tiwanaku, der ehemaligen Haupt-
stadt der Aymara, von traditionellen Würden-
trägern und erst vier Tage später in La Paz 
vom Kongress vereidigen liess. Aus der Ableh-
nung wurde Feindschaft, als Morales den wirt-
schaftlichen Umbruch vollzog: Am 1. Mai 2006 
wurden 221 private Erdöl-, Minen- und Erdgas-
unternehmen in Gesellschaften verwandelt, die 
80 Prozent ihrer Einnahmen dem Staat ab-
geben mussten.

NULL HUNGER. Bis dahin galt Bolivien nach 
Haiti als das ärmste Land Lateinamerikas mit 
einer Unterernährungsrate von 35,2 Prozent. 
Tausende Kinder starben jährlich an Hunger. 
Deshalb war die erste Massnahme, die Morales 
ergriff, die Bekämpfung des Hungers. Weil ich 
Sonderbeauftragter der Uno für das Recht auf 
Nahrung war, lud er mich ein, ihn beim Plan 
«Hambre cero» (Hunger null) zu unterstützen. 
Dank der nunmehr staatlichen Einnahmen aus 
der Rohstoffausbeutung war die Unterernäh-
rung innerhalb von sechs Jahren besiegt.
Das wird die grosse Mehrheit der boliviani-
schen Bevölkerung – 65 Prozent sind Ange-
hörige indianischer Völker – nicht vergessen. 
Morales war der erste Präsident dieser Mehr-
heit, die bis zu seiner Wahl wirtschaftlich, 
sozial und juristisch diskriminiert und ausge-
beutet wurde. Der kubanische Poet José Martí 
schrieb: «Die Wahrheit, die einmal erwacht ist, 
kehrt nie wieder zum Schlaf zurück.» Im 
Er wachen der bolivianischen Indianer liegt 
eine ungeheure Kraft. Sie werden sich nicht 
wieder unterwerfen.

Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden 
 Ausschusses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. 
Sein neustes Buch ist: Die Schande Europas. Von Flüchtlingen 
und Menschenrechten.

la suisse
existe

Jean Ziegler

«Die Wahrheit, die
einmal erwacht ist,
kehrt nie wieder zum
Schlaf zurück.»
 JOSÉ MARTÍ

TRAUERSPIEL: Donald Trump in einem Kinderspital in Ohio. Während seiner Präsidentschaft ist der Anteil der Menschen, die keine Kranken-
versicherung haben, von 10,9 auf 13,7 Prozent gestiegen. FOTO: GETTY

Nobelpreisträger Joseph Stiglitz demontiert Trumps Politik 

Trump schrottet die 
USA: Die Fakten
Ist Donald Trump gut 
für die US-Wirtschaft? 
Nein, sagt US-Ökonom 
Joseph Stiglitz. Und 
rechnet vor – auf einem 
A 4-Blatt.
RALPH HUG

Grosse Trump-Show in Davos. Der US-Prä-
sident wollte der Wirtschafts- und Polit-
elite weismachen, seine Politik sei die 
beste aller Zeiten. Und das tönte so: Jetzt 
sei das grosse amerikanische Comeback 
gestartet. Die USA erlebten einen Boom, 
den es so auf der Welt noch nie gegeben 
habe. Es werde massiv investiert, und 
noch viel mehr Investitionen würden 
kommen. Er habe sieben Millionen Jobs 
geschaffen, die Arbeitslosigkeit liege auf 
einem Rekordtief. Auch Schwarze und 
Frauen würden heute so einfach Arbeit 
fi nden wie überhaupt nie. Die grössten 
Gewinne seiner Wirtschaftspolitik wür-
den die Armen einfahren. Fazit: Ich bin 
der Grösste, und uns geht es sehr gut.

LÖHNE DÜMPELN
Die Wahrheit erfuhren die WEF-Gäste aus 
einem A 4-Blatt von US-Ökonom Joseph 
Stiglitz (siehe Kasten rechts). Der Wirt-
schaftsnobelpreisträger liess es im Publi-

kum kursieren. Titel: «War Trump gut für 
die US-Wirtschaft?» Klare Antwort: Nein. 
Stiglitz listet desaströse Tatsachen auf 
und kommt zum Fazit: Trumps angebli-
cher Wirtschaftsboom ist nur einer für 
die Reichsten der Reichen. Für alle andern 
bleibt wenig übrig.

Und so sieht die Realität in den USA 
aus: Der mittlere Lohn für vollzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmende liegt immer 
noch mehr als 3 Prozent unter dem Ni-
veau von vor 40 Jahren. Schwarze Arbei-
terinnen und Arbeiter verdienen weiter-

hin weniger als drei Viertel der weissen. 
Anders als von Trump behauptet, gingen 
die Investitionen sogar zurück, im drit-
ten Quartal 2019 um 0,6 Prozent. Auch 
das Wirtschaftswachstum fällt mit nur 
2,1 Prozent mies aus. Mieser als unter Ex-
Präsident Barack  Obama. 

Trump hatte grossspurig 4 bis 6 Pro-
zent Wachstum versprochen. Seine Steu-
ersenkungen sollten eine Welle von In-
vestitionen auslösen. Stattdessen führten 
sie zu Aktienrückkäufen in nie dagewese-
ner Höhe im Umfang von 800 Milliarden 
Dollar. Davon profi tieren nur Manager 
und die Aktionäre, die immer reicher 
werden. 

Die Staatskasse leidet wie noch nie. 
Im Haushaltsjahr 2019 verzeichnen die 
USA ein Rekorddefi zit von fast einer Bil-
lion Dollar. Der Schuldenberg wächst. Im 

Ausland ist das Land mit Krediten von 
fast 500 Milliarden Dollar pro Jahr ver-
schuldet. Unter Trump ist die Nettover-
schuldung in nur einem Jahr um mehr 
als 10 Prozent angestiegen. Auch Trumps 
Versprechen, Industriejobs ins Land zu-
rückzuholen, war hohl: Die Beschäfti-
gung in der produzierenden Industrie 
hat weniger stark zugenommen als unter 
Obama nach der Finanzkrise. Und das 
Tempo, mit dem neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, ist ebenfalls geringer 
als während Obamas Regierungszeit. Das 
alles rechnet Joseph Stiglitz haarklein 
vor.

IMMER WENIGER VERSICHERTE
Geradezu pervers ist Trumps Lüge, die Ar-
men seien die Gewinner seiner Politik. 
Das Gegenteil ist der Fall: Trump hat 
700 000 Betroffenen die Essensmarken ge-
strichen. Werden die Pläne seiner Verwal-
tung umgesetzt, steigt die Zahl noch auf 
2,2 Millionen Haushalte. Auch habe kein 
Präsident mehr dafür getan, Personen aus 
der Krankenversicherung zu werfen, sagt 
Stiglitz. In nur zwei Jahren ist der Anteil 

der Unversicherten von 10,9 auf 13,7 Pro-
zent gestiegen. Viele US-Bürgerinnen und 
Bürger kommen durch Alkohol, Drogen 
und Suizide um. Sie sterben den «Tod aus 
Verzweifl ung», wie dies Fachleute nennen. 
Die Lebenserwartung sinkt seit zwei Jah-
ren. Ex-Weltbank-Chefökonom Stiglitz 
sagt dazu: «Mir ist eine derartige gesund-
heitliche Verschlechterung ausserhalb 
von Kriegen bisher erst einmal begegnet.» 
Nämlich, als die Sowjetunion nach ihrem 
Zerfall wirtschaftlich abstürzte.

Die Wahrheit über die Trump-Wirt-
schaft ist nichts als verheerend. Ob 
das die in Davos versammelte Elite be-
griffen hat? Wohl kaum. Alle wissen 
zwar, dass Trump ein notorischer Prah-
ler und  Bluffer ist. Dennoch erhielt er 
viel Applaus. 

Trump hat 700 000 von
Armut Betroffenen die
Essens marken gestrichen.

Kapitalismus-Kritiker: 
Rettet den Markt!
Der ungezügelte Kapitalismus frisst sich 
selber auf. Davon ist Wirtschaftsnobel-
preisträger Joseph Stiglitz überzeugt. 

Deshalb muss die 
Marktwirtschaft 
durch strikte 
Regeln gerettet 
werden, fordert er: 
«Dazu ist es nicht 
zu spät.» Der 
77jährige US-
Ökonom lehrt an 
der Columbia 
University in New 
York und ist ein 

Kritiker von Trump & Co. Aber auch von 
übermässiger Marktmacht: Die Tech-
Giganten Google und Amazon würde er am 
liebsten zerschlagen, den Lohnschutz 
verbessern und die soziale Sicherheit 
ausbauen. 

GEGENSTIMME. Er hat nichts mehr als ein 
sozialdemokratisches Programm. Doch 
dank seinen vielen Beiträgen in den 
Zeitungen und  Medien ist Stiglitz zur 
prominenten  Gegenstimme gegen den 
ökonomischen Mainstream geworden. (rh)

Seit zwei Jahren sinkt
in den USA die
Lebenserwartung. Joseph Stiglitz.
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Die meisten Bahnen fahren 
wieder in Frankreich. Der 
Streik stottert, doch der 
Widerstand gegen Präsident 
Emmanuel Macron wächst. 

OLIVER FAHRNI

Plötzlich waren da Frauen, viele Frauen 
in blauen Übergwändli, mit Handschu-
hen und roten Stirnbändern. Wie das 
feministische Symbol Rosie the Riveter, 
die populäre Kunstfigur der internatio-
nalen Industriearbeitenden. Sie tanz-
ten und sangen zur Melodie eines 
Schlagers von 1967: «Wegen Macron 
 rufen wir: Revolution!» 

Solche Flashmobs, die irgendwo 
auf- und schnell wieder abtauchen, ge-
hören zu den neuen Protestformen in 
Frankreich. Mit ihnen ringt die Bevöl-
kerung gegen die Rentenreform und 

andere Zumutungen von Präsident Em-
manuel Macron. Schon seit dem 5. De-
zember dauern die Streiks an. Sieben 
Wochen sind lang, das geht an die Ner-
ven und ans Portemonnaie. Viele Eisen-
bahner fahren wieder. Gezwungener-
massen. Manchmal im Bummelstreik. 
Oder mit Kampfdurchsagen. Die gros-
sen Demos werden immer bunter und 
härter. Die Kampfformen radikaler. 
Seit Wochen sendet Radio France meist 
nur noch Gedudel, weil die Radioma-
chenden streiken. 1100 Spitalärztinnen 
und -ärzte schrieben eine kollekive 
Kündigung. Elektrizitätswerk-Mitarbei-

tende legten Stromnetze lahm. Hun-
derte von Anwältinnen und Richtern 
warfen ihre Roben weg. Docker setzten 
Frachter und Fähren fest .

Was wirklich hinter Macrons Ren-
tenreform steckt, enthüllt jetzt eine 
Zahl: 68 Prozent der Menschen über  
60  Jahren haben in Frankreich weder 
Job noch Lohn. Das publizierte dieser 
Tage der französische Rechnungshof, 
das oberste staat liche Finanzkontroll-
organ, in einem Alarmschreiben we-
gen der stark steigenden Altersarmut 
(plus 157 Prozent seit 2010). Das ist die 
Folge von acht Rentenreformen in den 
letzten 20 Jahren. 

Macrons Erhöhung des Renten-
alters dient also dazu, möglichst viele 
Ältere in die Armenhilfe (786 Euro pro 
Monat, rund 830 Franken) abzuschie-
ben. Vor allem aber will er die Jüngeren 
zwingen, sich privat fürs Alter zu ver-
sichern. Der US-Finanzfonds Black Rock, 
(6840 Milliarden Dollar Vermögen =  
10 Mal das BIP der Schweiz) hat Macron 
beraten. Banken und Versicherer (Axa 
usw.) starren bereits begierig auf die vie-
len Milliarden, die diese Privatisierung 
der Altersvorsorge in ihre Tresore spü-
len wird. «Unsinn», sagt Macron, «ich 
will keine Kapitalisierung der Rente.» Er 
lügt: in Artikel 64 des Entwurfs wird ge-
nau dies als Ziel genannt. 

KAMPF GEGEN SOLIDARITÄT
Das ist Neoliberalismus brutal. Vor ei-
ner Streikversammlung der Eisenbah-
ner im Pariser Bahnhof Montparnasse 
sagte der französische Philosoph Jac-
ques Rancière: «Die Mächtigen wollen 
keine Altersvorsorge, die das Resultat 
einer kollektiven Solidarität ist. Ihre 
Zerschlagung ist für sie eine entschei-

dende Schlacht – und soll ein entschei-
dender Sieg werden.»

IM DAUERAUFRUHR 
Tatsächlich sieht Macron seinen «That-
cher-Moment» gekommen. Margaret 
Thatcher, die eisige britische Regie-
rungschefin (1979–1990), zerschlug 1984 
den Streik der Minenarbeiter mit militä-
rischer Brutalität – und damit die briti-
sche Gewerkschaftsbewegung. So setzte 
sie die neoliberale Revolution durch, die 
Millionen Britinnen und Briten bis 
heute in Elend und Unsicherheit hält. 
Samt Brexit und Boris Johnson, dem 
heutigen Premier. 

Was für Thatcher die Mineure wa-
ren, ist für Macron die Altersvorsorge. Er 
liess seinen Premierminister Edouard 
Philippe ausrichten: «Wir setzen das 
durch!» Der französische Publizist Roma-
ric Godin notiert in seinem eben erschie-
nenen Buch: «Macron führt einen sozia-
len Krieg. Jede Gegenmacht aus der 
 Arbeitswelt muss gebrochen werden. Der 
Präsident will den Gewerkschaften eine 
grosse, entscheidende, öffentliche Nie-
derlage zufügen, die den Weg in einen 
autoritären Neoliberalismus freimacht.» 

Streikpiketts lässt Innenminister 
Christophe Castaner jetzt brutal auflö-
sen. An Demos hat die Polizei Dutzende 
von Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schaftern schwer verletzt. 

Die Spannung in einer Gesellschaft 
zu schüren ist auch eine Regierungs-
form. Frankreich befindet sich seit No-
vember 2017 im Daueraufruhr. Minister 
meiden öffentliche Aufritte. Macron 
selbst musste bei einem Theaterbesuch 
in Paris von der Polizei evakuiert wer-
den. Um solche Dinge macht er, der zün-
delt, ein grosses Gewese.

ROSIE TANZT: Flashmob à la Rosie the Riveter, die populäre Kunstfigur der Industriearbeitenden, als Protest gegen Macrons 
 Rentenrefom, hier in der südfranzösischen Stadt Toulouse. FOTO: GETTY

Frankreich: Präsident Macron probt die neoliberale Diktatur

Mit Flashmobs gegen die Regierung

Das grösste  Handicap 
der französischen 
 Gewerkschaften: der 
CFDT. Dieser Gewerk-
schaftsverband  versucht 
immer wieder, die 
 Bewegung zu spalten. 
OLIVER FAHRNI

Erstaunlich: Je länger die Pro-
testbewegung gegen die Ren-
tenreform anhält, umso stär-
ker wird die Unterstützung 
der Bevölkerung für die Strei-
kenden. Selbst in der neuesten 
Umfrage eines betont gewerk-
schaftsfeindlichen TV-Senders 
wünschten 61 Prozent der Be-
fragten, Präsident Macron 
solle die Reform schlicht und 

einfach kompostieren. Und 
dies gegen das  intensive Pro-
pagandagewitter der Regie-
rung.

BERGER SCHMOLLT. Da hat 
sich Macron verzockt. Er 
dachte, Zeit und Überdruss 
spielten für ihn. Und noch ein 
anderer hat sich vertan: Lau-
rent Berger, Chef des Gewerk-
schaftsverbandes CFDT, der 
als stärkste Kraft aus den letz-
ten Betriebswahlen hervorge-
gangen war. Die CFDT, die den 
Sozialisten (PS) nahesteht, 
spielte die Sache wie schon 
beim Arbeitsgesetz, bei der 
Abschaffung des Eisenbahner-
statuts und überhaupt bei al-

len Vorlagen, die den Arbei-
tenden schaden: Sie spaltete 
die Bewegung, fiel der grossen 

CGT, der 
wankelmüti-
gen Force ou-
vrière und 
der autono-
men SUD in 
den Rücken 
und biederte 

sich als Part-
ner der Regie-
rung an. 

Zwar schmollte Berger eine 
Zeitlang herum, weil der Prä-
sident ihm zu wenig hofierte. 
Am Ende bekam er seine 
Smarties bei der Staffelung 
des Renten alters, feierte das 

Einknicken als «Sieg» und liess 
gar durchblicken, er sei einer 
der Väter der Reform. Da hatte 
ihn selbst die Kaderorganisa-
tion CFE-CGC links überholt. 
Ihr Präsident François Hom-
meril rief zur Demo am 24. Ja-
nuar: «Macron lügt. Die Per-
version so weit zu treiben wie 
der Präsident, das gefährdet 
die Demokratie.» 

Jetzt laufen der CFDT 
Mitglieder davon. Und ihre 
Zentrale wurde zweimal kurz 
von Streikenden besetzt. Beim 
zweiten Mal waren es Stromer 
von der CGT. Sie nahmen die 
CFDT kurzerhand vom Netz. 
Ein Abgeordneter Macrons 
nannte es «Terrorismus». 

Krach bei den Gewerkschaften: Monsieur Berger und sein Chef 

Zwei, die sich verzockt haben

«Emmanuel Macron will 
den  Gewerkschaften eine 
grosse Niederlage  zufügen.»
 ROMARIC GODIN, PUBLIZIST

Filmemacher Samir fiebert mit der neuen irakischen Jugendbewegung mit und sagt: 

«In Bagdad herrschen 68er Zeiten» 
Seit 4 Monaten rebelliert 
die irakische Jugend gegen 
die religiösen Machthaber 
im Land – und gegen die 
Einmischung der USA und 
Irans. Eine Bewegung,  
die es so noch nie gegeben 
hat, sagt Filmemacher 
Samir. 

PATRICIA D’INCAU

Samir, im Irak protestieren gerade 
 Tausende  Menschen gegen die Regierung. 
Was ist da los?
Auf dem Tahrir-Platz in der Hauptstadt Bagdad 
herrschen ein bisschen 68er Zeiten: Die Jungen 
singen «Bella ciao» mit eigenen Texten, zeich-
nen Karikaturen, malen Wandbilder, es gibt 
Theater, Kunst, Musik. Das macht die Proteste 
auch so aussergewöhnlich. 

Zu Beginn forderten die Demonstrieren-
den: «Schluss mit der Korruption!» Die Polizei 
versuchte, die Bewegung niederzuschlagen. 
500 Menschen sind inzwischen tot, etwa 
20 000 verletzt. Aber es ist etwas Interessantes 
passiert: Die Demonstrantinnen und Demons-
tranten wurden selber nicht auch gewalttätig, 
aber sie änderten ihre Forderung in: «Die Re-
gierung muss weg!» Woche für Woche verfei-
nerten sie diese Parole, konkretisierten sie. 
Jetzt heisst es: «Wir brauchen eine neue Verfas-
sung!» Oder: «Wir brauchen einen unabhängi-
gen Gerichtshof!» 

Und wer sind diese Unzufriedenen? 
Es sind vor allem junge Menschen zwischen 
zwanzig und dreissig. Viele von ihnen sind ge-
bildet und haben studiert. Weil es im Irak aber 
keine Arbeit gibt, schlagen sie sich mit Gele-
genheitsjobs durch. 

Also Jugendliche aus der Mittelschicht? 
Bei weitem nicht nur! Ein grosser Teil der De-
monstrierenden kommt aus der Unterschicht. 
Das sind Menschen, die nicht zur Schule gingen, 
sondern schon als Zehnjährige Geld verdienen 
mussten. Dass sich diese jungen Menschen – ob 
aus der Mittel- oder aus der Unterschicht – mit-
einander verbunden haben und Seite an Seite 
protestieren, das ist schon speziell! 

Wie kam das?
Anfang Oktober demonstrierten in Bagdad 
Tausende Hochschulabsolventinnen und -ab-
solventen, weil es im Irak für sie fast unmög-
lich ist, einen Job zu finden. Ihre Demonstra-
tion wurde brutal niedergeschlagen. Es gab 
viele Verletzte. Da das in der Nähe eines Armen-
quartiers geschah, kamen von dort die Tuktuk-
Fahrer mit ihren dreirädrigen Töffs, um die 
Menschen ins Spital zu bringen. Die Tuktuks 
sind die Taxis der ärmeren Leute. Weil sie den 
Demonstrierenden halfen, wurden sie dann 
ebenfalls von der Polizei attackiert. Mit dem Re-
sultat, dass die Fahrer selbst auf die Strasse gin-
gen, um gegen die Polizeigewalt zu demons-
trieren. Auch ihren Protest schlug die Polizei 
nieder. Noch brutaler. Es gab die ersten Toten. 

Das wiederum passierte in der Nähe von 
Karrada, dem Kunst- und Kulturviertel von 
Bagdad. Die Menschen dort sind langjährige 

Aktivistinnen und Aktivisten. Sie schlossen 
sich den Protesten der Tuktuk-Fahrer an und 
verbreiteten die Bilder von der Polizeigewalt 
im Internet. Diese gingen wie ein Feuer durch 
den ganzen Irak. Und plötzlich waren alle ge-
meinsam auf der Strasse: die Studierten, die 
Kulturaktivistinnen und -aktivisten, die Mittel-
schicht und die Unterschicht. 

Sie sprechen ausschliesslich von einer 
Jugendbewegung. Was ist mit den älteren 
Leuten? 
Bei vielen Älteren geniessen diese Jungen auf 
der Strasse unglaubliche Sympathie. Als es im 
Winter kalt wurde, schrieb eine ältere Dame auf 
Facebook: «Ich sammle Decken für diese Jungen, 
die da frieren auf dem Tahrir.» Und die Men-
schen haben Tausende, Abertausende Wollde-
cken gespendet! Andere Frauen haben sich mit 
ihren Nachbarinnen zusammengeschlossen 
und gingen auf den Tahrir, um zu kochen. Sie 
fanden: «Unsere Jungen sollen nicht hungern.» 

Jeweils am Freitag und Samstag strömen 
auch die Älteren auf den Platz, um die Kon-
zerte der Jungen zu hören, Theater zu schauen. 
Die Älteren fühlen sich dort auch aufgehoben. 
Und man kann sagen: Aus den Jugendprotesten 
ist inzwischen eine Volksbewegung geworden.

Eine Volksbewegung, die offenbar auch 
putzt?
Ja! Nach der ersten Protestwoche fing sie an, 
 selber aufzuräumen, weil es überall dreckig 
war. Zuerst wollten die Jungen nur die Tränen-
gaspatronen wegräumen, die die Polizei auf sie 
geschossen hat. Aber bald schon räumten sie 
den ganzen Platz auf. Jetzt gibt es Putzkomman-
dos in der ganzen Stadt. Sie sagen: «Wir müssen 
zu unserer Stadt schauen.» Sie kümmern sich, 

das habe ich noch nie so gesehen. Die Bewegung 
agiert in Selbstorganisation, sie hat ihr eigenes 
Kommunikationsnetz aufgebaut. Ihr eigenes 
Zeltdorf auf dem Tahrir. Der Platz ist jetzt seit 
vier Monaten quasi besetzt. In der Grösse etwa 
der Berner Innenstadt. 

Die Losung der Tahrir-Gemeinschaft lau-
tet: «Wir sind alle Iraki.» Und das ist nicht na-
tionalistisch gemeint. Sondern heisst: Wir sind 
nicht Schiiten, wir sind nicht Sunnitinnen, 
wir sind nicht Christen, wir sind nicht Kurdin-
nen. Sondern alles Iraki, und wir wollen uns 
nicht mehr spalten lassen. Das ist eine ganz 
klare Abgrenzung von den religiösen Parteien. 

Und die Bewegung wehrt sich auch klar 
gegen die Einmischung Irans und der USA. Da 
ist sie radikal. Sie wollen einen unabhängigen 
Irak, ohne Korruption und Machtkämpfe.

Was unterscheidet die aufbegehrende 
Jugend denn von der Elterngeneration?
Sie sind in einem Irak aufgewachsen, der 
nichts mehr zu tun hat mit dem Irak ihrer El-
tern. Sie wurden vielleicht noch in der Dikta-
tur von Saddam Hussein geboren, aber erlebt 
haben sie sie nicht mehr. Sie kennen eigentlich 
nur den Irak, der von den USA besetzt wurde 
und später, als die schiitischen Politiker aus 
dem iranischen Exil zurückkamen, unter reli-
giösen Einfluss gestellt wurde. Sie kennen ei-
nen Irak mit guten Privatschulen und Univer-
sitäten, in die die heutigen Machthaber ihre 
Kinder schicken. Einen Irak aber auch, in dem 
sonst nichts funktioniert: weder die Wasser-
versorgung noch die Elektrizität noch die 
Müllabfuhr. Einfach nichts. 

Das kommt natürlich auch daher, dass 
die USA mit ihrer Invasion 2003 alles zerstört 
haben. 

Für die Jungen sind die Amerikaner des-
halb schlicht die Eindringlinge. Niemand ist 
proamerikanisch. Aber sie halten auch nichts 
von Iran und nichts von den irakischen Macht-
habern. Nichts von ihrer Politik, die stark von 
der Religion geprägt ist. Gleichzeitig sind diese 
Jungen auch Teil der globalisierten Gesell-
schaft. Wuchsen mit Dutzenden Fernsehsen-
dern auf, mit Smartphones. Sie wissen, was 
draussen in der Welt passiert. 

Die Proteste richten sich also auch  
gegen die Religion?
Das ist das wirklich Revolutionäre an dieser Ju-
gendbewegung: Sie sind gegen den Einfluss 

der Religion in die Politik. Das bedeutet nicht, 
dass die einzelnen, die da mitmachen, nicht 
religiös wären. Aber sie haben gesehen, dass 
die religiösen Politiker genauso korrupt sind 
wie die anderen. Und sie hinterfragen die tra-
ditionellen Regeln, etwa zwischen Mann und 
Frau. Die religiösen Führer sagen ja, dass junge 
Frauen so und so sein müssen, sonst seien sie 
Prostituierte. Das akzeptieren die protestieren-
den Jungen nicht mehr. Sie können diese Füh-
rer einfach nicht mehr ernst nehmen. 

Ist die irakische Bewegung auch 
f eministisch?
Es ist nicht so, dass jetzt die Gleichheit der 
Frau an der obersten Stelle steht. Aber: Die Ju-

gendlichen aus den Unterschichten, die ge-
lernt haben, dass ein Mann besser sei als eine 
Frau, haben auf einmal mit jungen Aktivistin-
nen zu tun, die kein Kopftuch tragen, aber sich 
für sie einsetzen. Das wiederum ermutigte 
auch Tausende Frauen aus den Armenquartie-
ren dazu, auf die Strasse zu gehen. Mit Kopf-
tuch und Abaya! Und die Parole war: Wir sind 
für unsere Schwestern und unsere Brüder, und 
wir sind alle gleich. 

Es gibt auf dem Tahrir übrigens auch Pa-
trouillen, Aktivisten, die schauen, dass die 
Frauen nicht sexuell bedrängt werden. 

Sie sagen, im Irak funktioniere nichts, 
aber er ist doch ein reiches Land mit den 
grössten Ölvorkommen der Welt!
Ja. Und das irakische Öl ist immer noch ver-
staatlicht. Zwar haben die USA versucht, das 
zu privatisieren, aber der Protest in der Bevöl-
kerung war zu stark. Heute sind im Irak vor al-
lem englische, französische, russische und chi-
nesische Firmen im Geschäft. Sie können sich 
Förderlizenzen für Öl kaufen, aber alles läuft 
über die irakische Regierung. 

Stellen Sie sich vor: Jedes Jahr verdient der 
Irak etwa 100 Milliarden Dollar mit Erdöl. Bei 
all diesem Geld, das da in den letzten Jahren 
geflossen ist, hätte der Irak eine prima Infra-
struktur aufbauen können. Doch das Geld ist 
einfach verschwunden. Und das wissen die 
Leute. Auch die Protestierenden wissen es. Die 
Regierung wird von ihnen deshalb nur noch 
«Haramyin» genannt, «Diebe». 

Wer sind denn diese Machthaber?
Es gibt im Irak keine einheitliche und starke Re-
gierung. Aber es gibt verschiedene Fraktionen, 
die sich den Staat quasi aufgeteilt haben. Der 

Süden wird zum Beispiel von drei grossen schi-
itische Fraktionen kontrolliert, die alle mehr 
oder weniger von Iran beeinflusst werden.  

Im Norden gibt es ein kurdisch regiertes 
Gebiet, das ist quasi ein Staat im Staat. Und das 
alles zeigt sich auch in der Hauptstadt Bagdad: 
Die schiitischen Fraktionen und die Kurden 
haben je ein eigenes Quartier, durch das du 
einfach nicht durchkommst. Sie sind abgerie-
gelt. Und sind nur für die jeweils «eigenen» 
Leute  offen. 

Das tönt kompliziert …
… ist es auch!

Wieso wissen wir im Westen eigentlich  
so wenig über den Irak? 
Wir haben es hier mit einem Überlegenheits-
dünkel des Westens zu tun. Die hier herr-
schende Meinung ist: Wir im Westen sind ge-
bildet, wir sind zivilisiert – im Gegensatz etwa 
zu den Ländern im Nahen Osten. Dazu kommt, 
dass die westlichen Medien auch die immer-
gleichen Stereotype reproduzieren. Über den 
Irak gibt es vor allem Kriegsbilder, Bilder von 
Zerstörung und Tod. Nie wird gezeigt, dass der 
Irak eigentlich ein grünes Land ist, mit Millio-
nen von Bäuerinnen und Bauern. Fast nie ist 
die Zivilbevölkerung zu sehen. Und es ist auch 
kein Zufall, dass fast nie darüber geschrieben 
wird, dass es im Irak schon vor der Schweiz 
Fernseher gab. 

Am diesjährigen «Reclaim Democracy»-Kongress des 
linken Think-Tanks «Denknetz» analysiert Samir 
zusammen mit der irakischen Schauspielerin und 
Aktivistin Zahraa Ghandour die Jugendproteste im Irak.  
27. Februar, 12 bis 14 Uhr im Volkshaus Zürich 
www.reclaim-democracy.org 

«Die USA haben mit ihrer 
völkerrechtswidrigen Invasion 
2003 im Irak alles zerstört.»Filmemacher Samir: 

Bagdad – Zürich – Bagdad 
und retour

Samir wurde 1955 in 
Bagdad geboren. Der 
 Vater war Iraki, die 
 Mutter Schweizerin. Als 
Samir 6 Jahre alt war, 
zog die Familie in die 
Schweiz. Nach einer 
 Lehre als  Typograph 
 wurde er  Kameramann 

und Regisseur. In seinem Dokumentarfilm 
«Iraqi Odyssey» zeichnete er 2014 die 
 Geschichte seiner Familie und jene des Iraks 
nach. Samirs aktueller Film «Baghdad in my 
Shadow» läuft zurzeit im Kino. (pdi) 

CFDT-Chef 
Laurent Berger.

Irak: Chronologie
Mit 38 Millionen Einwohnern 
 gehört der Irak zu den fünf gröss-
ten Ländern der arabischen Welt. 
97 Prozent der Bevölkerung sind 
muslimisch. Über 60 Prozent sind 
Schiiten und zwischen 32 und  
37 Prozent Sunniten, darunter die 
meisten muslimischen Kurden.
1958 Unabhängigkeit: Sturz des 
probritischen Königs, Ausrufung 
der Republik.
1968 Die Baath-Partei kommt 
an die Macht: sie verbindet arabi-
schen Nationalismus und revolu-
tionären Säkularismus mit den 
Elementen eines Sozialismus. 
Saddam Hussein leitet in der 
neuen Regierung die Verstaat-
lichung westlicher Ölfirmen ein 
und entwickelt das Land zu einer 
 regionalen Militärmacht.
1979 Saddam Hussein wird 
Staatspräsident und Regierungs-
chef. 
1980 Erster Golfkrieg. Saddam 
Hussein, vom Westen und den 
USA unterstützt, lässt Iran 
 angreifen. 
1990 Zweiter Golfkrieg. Irak be-
setzt Kuwait. Zwischen Januar und 
März 1991 vertreibt eine US- 
geführte Koalition Saddams Trup-
pen aus Kuwait. Die Uno verhängt 
ein Embargo gegen den Irak. Die 
Gesundheitsversorgung bricht zu-
sammen, Tausende sterben.
2003 Beginn des völkerrechts-
widrigen Irakkriegs. Die Truppen 
der USA und Grossbritanniens 
 besetzen (unter falschen Beschul-
digungen) das Land. Saddam wird 
festgenommen und 2006 hin-
gerichtet.
2010 Der Grossteil der US-
Kampftruppen verlässt den Irak.
2014 Der IS ruft im Irak das 
 Kalifat aus. Die irakische Armee 
und schiitische Paramilitärs 
 drängen den IS drei Jahre später 
schliesslich zurück.
2018 Bei den Parlamentswahlen 
gewinnen zwei unterschiedliche 
schiitische Listen vor der Liste 
des ebenfalls schiitischen Regie-
rungschefs Haidar al-Abadi. (pdi)«WIR SIND ALLE IRAKI»: Aus den Jugendprotesten ist im Irak eine landesweite Volksbewegung gegen religiöse Parteien und Korruption geworden,  

so auch in der Stadt Basra (oben). Auf dem Tahrir-Platz in Bagdad hat die Protestbewegung ihr eigenes Zeltdorf eingerichtet (links). FOTOS: GETTY
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Mit vereinten Kräften 
in die Zukunft.
Sunrise hat für die Unia die Mobiltelefonie neu aufgesetzt:
Diese wird die standort- und teamübergreifende Zusammenarbeit und einen direkteren Kontakt zu 
den Mitgliedern der Gewerkschaft Unia fördern. Sunrise freut sich, die Kommunikation zwischen rund 
111 Standorten der Unia dank unserer Lösung Unlimited Mobile Workplace markant zu vereinfachen. 

Mehr dazu auf 
sunrise.ch/unia

HIGH_169022_Sunrise_Inserat_UNIA_290x435mm   1 24.01.20   14:26
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Vor rund 30 Jahren sassen am 
Weihnachtsessen einer grossen 
Firma auch der Hauswart oder das 
Reinigungs- und Sicherheitsperso-
nal mit am Tisch. Heute feiern die 
meist akademisch ausgebildeten 
Bankangestellten unter sich und 
Reinigungsleute – wenn über-
haupt – in der Reinigungsfi rma. 
Denn diese und andere Tätigkeiten 
sind häufi g ausgelagert. 

REINE PROFITGIER. Diese Auslage-
rungen führen einerseits zu mehr 
sozialer Ungleichheit: denn eine 
Reinigungsangestellte bei einer 
Bank oder bei einer anderen 
Grossfi rma hat rund 1000 Franken 
mehr Lohn als die Angestellte bei 
einer Reinigungsfi rma. Anderer-
seits verstärken sie die gesell-
schaftliche Entfremdung – wenn 
der Anlageberater sich seinem 
 Kollegen in London näher fühlt als 
dem Hauswart, der im gleichen 
Dorf wohnt. 

Diese Auslagerungen sind nur eine 
der Folgen des seit den 1990er 
Jahren verstärkten Profi tdenkens 
in den Firmen. Der kurzfristige Ge-
winn steht im Zentrum. Risiken 
und Kosten werden möglichst aus-
gelagert. Das zeigt sich auch in 
der Entwicklung der Temporär-
arbeit. Diese hat sich seit Mitte 
der 1990er Jahre verfünffacht. Und 
Subunternehmen mit teilweise pre-
kären Arbeitsbedingungen schos-
sen wie Pilze aus dem  Boden – 
 namentlich im Bau. Neue Gefahren 
drohen über die sogenannte 
 Plattformwirtschaft, wo Arbeit-
nehmende missbräuchlich als 
Selbständige beschäftigt werden.

MEHR SOLIDARITÄT. Wir müssen 
diese bedenklichen Entwicklungen 
stoppen. Damit alle, die in der 
Schweiz arbeiten, von ihrem Lohn 
leben können. Und damit die Soli-
darität in der Gesellschaft wieder 
besser spielt. Für die Gewerk-

schaften prioritär ist es, neue 
Missbräuche über die «Plattform-
wirtschaft» und die Scheinselb-
ständigkeit zu verhindern. Die aus-
gelagerten Reinigungstätigkeiten 
sollten möglichst wieder in die 

Firmen integriert werden. Die Kan-
tone und Gemeinden müssen mit 
gutem Beispiel vorangehen. 

Daniel Lampart ist Chefökonom des Schwei-
zerischen Gewerkschaftsbunds (SGB).

Immer mehr Reinigungspersonal wird ausgelagert
Anteil am Total der Erwerbstätigen mit Reinigungsberuf, Schätzung

AUSLAGERUNGEN: MEHR LOHNDRUCK – WENIGER SOLIDARITÄT
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Daniel Lampart

Jubiläums-Countdown

Frauen-
stimmrecht
In der Schweiz ist das Frauenstimm- 
und Wahlrecht noch keine 50 Jahre 
alt. Erst am 7. Februar 2021 wird es 
so weit sein. Auf dieses Jubiläum 
hin plant der neue Verein CH 2021 
eine grosse Veranstaltung namens 
«Lebendige Geschichte». Aber schon 
jetzt ruft CH 2021 alle einstigen und 
noch immer aktiven Stimmrechts-
kämpferinnen dazu auf, ihre Ideen, 
Erfahrungen und Erlebnisse einzu-
bringen. Eingeläutet wird das Hap-
pening mit einem 366-Tage-Count-
down am kommenden 7. Februar in 
Bern. Stimmrechtsaktivistinnen al-
ler Generationen und Hintergründe 
sind zur Diskussion und zum Apéro 
geladen. Eröffnet wird der Anlass 
von CH 2021-Präsidentin Zita Küng.

Lebendige 
Geschichte – erster 
Akt, 7. Februar, 
17.15 Uhr, 
Generationenhaus, 
Spittelsaal, 3. OG, 
Bahnhofplatz 2, 
Bern

Versammlung

Solidarische 
Landwirtschaft
Noch immer stammen die in Super-
märkten feilgebotenen Gemüse 
und Früchte mehrheitlich aus haar-
sträubenden Produktionsverhält-
nissen. Denn im Konkurrenzkampf 
der industriellen Agrarunterneh-
men bleibt die Umwelt komplett 
auf der Strecke. Zudem setzen 
ganze Anbauregionen systematisch 
auf brutalste Ausbeutung von 
rechtlosen Landarbeiterinnen. 
Auch in der Schweiz erhalten Ernte-
helfer bloss miserable Tiefstlöhne. 
Um all das zu ändern, fi ndet in 
Bern nun ein grosser und interna-
tionaler Landwirtschaftskongress 
statt. Eingeladen sind nicht nur 
Produzierende, sondern explizit 
auch Konsumentinnen und Konsu-
menten. Es sprechen unter anderen 
Biobäuerin und Nationalrätin 
Christine Badertscher, Arbeitssozio-
login Sarah Schilliger, die Schwei-
zer Bauerngewerkschaft Uniterre 
und die berühmte Landarbeiterge-
werkschaft SAT aus Andalusien.

Versammlung Widerstand am Teller-
rand – für eine solidarische Landwirt-
schaft, 7. und 8. Februar, Kulturzentrum 
Progr, Waisenhausplatz 30, Bern. Eintritt 
nach freiem Ermessen.
www.widerstand-am-tellerrand.ch

Land-Grabbing

Ansturm auf 
Ackerland
Warum exportiert ein von Hunger 
geplagtes Land Unmengen an Le-
bensmitteln? Diese Frage stellte 
sich Filmemacher Joachim Dem-
mer, als er Äthiopien bereiste. 
Schnell zeigte sich: Ausländische 
Investoren haben sich riesige Län-
dereien unter den Nagel gerissen 
und die ansässigen Kleinbauern 
vertrieben. Demmer deckt ein kri-
minelles Gefl echt von korrupten 
Lokaleliten und internationalen 
Konzernen auf. Was sofort bewaff-
nete Gruppen auf den Plan ruft. 
Entstanden ist ein preisgekrönter 
Dokumentarfi lm über eine der 
grössten Bedrohungen für die Län-
der des Südens: der kommerzielle 
Ansturm auf Ackerland – das neue 
Gold in Grün.

Film Das grüne Gold, 6. Februar, 
19 Uhr, Im Viadukt Bogen 11 und 12, 
Viaduktstrasse 65, Zürich. Freier Eintritt. 
Mit Referat zur Konzernverantwortungs-
initiative von Thomas Braunschweig von 
Public Eye. 
www.rebrand.ly/das-gruene--gold

Forscher Klaus Theweleit über Männer, Gewalt und Rechtsextremismus

Wie toxische Männlichkeit entsteht
Ein Kultbuch aus den 
1970er Jahren ist wieder 
da: «Männerphantasien» 
von Klaus Theweleit. Es 
geht um Männergewalt 
und Rechtsextremismus. 
Und ist höchst aktuell.

RALPH HUG

Warum lachte der Massenmörder 
Anders Breivik, als er 2011 in Oslo 
77 Menschen erschoss? Warum über-
trug 2019 der neuseeländische Neo-
nazi Brenton Tarrant seine Morde in 
den Moscheen von Christchurch mit 
einer Kamera live ins Internet? Und 
warum fand er, dass jetzt «eine Party» 
beginne, als er mit der Schlächterei 
begann? Das sind unbequeme Fragen. 
Aber wichtige. Für solche ist der deut-

sche Kulturfor-
scher Klaus 
Theweleit (77) 
ein Fachmann. 
Als erster be-
fasste er sich 
intensiv mit 
der Lust am Tö-
ten, wie sie 
ihm bei den 
rechtsex-
tremen Solda-
ten nach dem 

Ersten Weltkrieg auffi el. 1977 er-
schien sein berühmtes Buch «Männer-
phantasien». Ein Wälzer von 1200 Sei-
ten mit ausufernden Refl exionen. 
Theweleit machte damit Furore. 

EINFACH NUR PERVERS?
Der Kulturforscher hatte die soge-
nannten Freikorps-Soldaten und ihre 
Zeugnisse unter die Lupe genommen. 
Das waren entwurzelte, verstörte 
und verängstigte Männer, die voller 
Hass auf Frauen, Linke, Revolutio-
näre und Juden waren. Im Grauen 
des Weltkriegs waren sie verroht und 
hatten keine moralischen Skrupel 
mehr, kaltblütig selbst Frauen und 
Kinder zu töten. Sie alle huldigten ei-
ner rechtsextremen Ideologie. Dies 
machte sie zu frühen Faschisten. 
Ohne die Freikorps-Banden wäre Hit-
ler nicht an die Macht gelangt. 

Theweleit fand heraus, dass sich 
diese «soldatischen Männer» einen di-
cken emotionellen Panzer zugelegt 
haben. Dieser erlaubte es ihnen, ohne 
Schuldgefühle zu töten. Ja sie emp-

fanden sogar Lust dabei. Ist das ein-
fach nur pervers? Nein, sagt Thewe-
leit. Männlichkeitswahn habe es 
schon immer und überall gegeben. 
Aber die Hassgefühle und die Verach-
tung für Frauen und Linke hätten 
sich speziell bei diesen Freikorps-Sol-
daten entwickelt. Theweleit stellte 

die Frage nach 
dem Körper, dem 
Geschlecht, der 
Identität und 
den Phantasien 
dahinter. Damit 
schlug er einen 
komplett neuen 
Weg ein. Er gilt 

dadurch als früher Vertreter der Män-
nerforschung. Feministische Autorin-
nen haben später seine Befunde ver-
tieft.

HASS UND GEWALT
Dank ihnen ist die toxische Männ-
lichkeit heute in aller Munde. Damit 
sind Typen gemeint, die zur Gewalt 
gegen Andersdenkende, Flüchtlinge, 
Frauen, Minderheiten neigen. Die 

harten Kerle, die Probleme durch 
Hassreden, Zuschlagen und Nieder-
schiessen aus dem Weg räumen wol-
len. Sie sind unfähig zu Mitgefühl 
und Liebe. Und vergiften heute nicht 
nur die sozialen Netzwerke, sondern 
greifen immer zerstörerischer in die 
Realität ein. Siehe die Morde des 
Nazi-Netzwerks NSU in Deutschland, 
die Bomben der Jihad-Killer des IS in 
Paris oder jüngst der Mord am Kasse-
ler CDU-Regierungspräsidenten Wal-
ter Lübcke, der sich für Flüchtlinge 
eingesetzt hatte. 

BRANDAKTUELL
Theweleit fordert eine andere Männ-
lichkeit: weniger zerstörerisch, weni-
ger aggressiv, weniger angstbesetzt. 
Er hält es für wichtig, dass wir ein 
neues «Liebesleben» unter Zivilisier-
ten gleich welchen Geschlechts und 
gleich welcher Religion fi nden. Das 
sei sogar wichtiger als der Klima-
schutz, sagt er. Darüber lässt sich 
streiten. Doch unbestritten ist die Bri-
sanz seiner Thesen angesichts der 
grassierenden Gewaltphänomene in 

der Welt von Trump, Bolsonaro, Sal-
vini & Co. Der heute 77jährige Thewe-
leit sagt: «Leider ist mein Buch kein 
bisschen weniger aktuell, als es da-
mals war.» Dabei hat er den berühm-
testen Slogan der 68er Generation 
nicht vergessen – «Make love not 
war». Dieser ist simpel und einfach. 
Und trifft immer noch ins Schwarze. 

Auf Youtube sind diverse Vorträge und 
Auftritte von Theweleit dokumentiert. 
Einfach seinen Namen in der Suchmaske 
eingeben.

Klaus 
Theweleit: 
Männer-
phantasien, 
Verlag 
Matthes & Seitz, 
Berlin 2019, 
ca. CHF 39.–.

Toxische
Männer
vergiften die
sozialen
Netzwerke.

Klaus Theweleit.

RAMBOS: Entwurzelte, verstörte und verängstigte Männer, die voller Hass auf Frauen und Andersdenkende sind – 
unfähig zu Mitgefühl und Liebe. FOTO: GETTY
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MARTIN JAKOB

Fast 900 Milliarden Franken liegen 
bei Schweizer Pensionskassen auf 
der hohen Kante. 4,3 Millionen ak-
tive Versicherte zahlen pro Jahr 
über 50 Milliarden Franken in die 
zweite Säule ein. 1,2 Millionen 
Menschen beziehen um die 38 Mil-
liarden Franken Renten- und Kapi-
talleistungen jährlich. Und Sie? 
Ob Sie wollen oder nicht, zählen 
Sie ab einem gewissen Jahresein-
kommen zum grossen Heer, das 
den Geldberg weiter wachsen 
lässt. 

OBLIGATORISCHE 
GRUNDLAGEN 
Ihre berufl iche Alters- Hinterlas-
senen- und Invalidenvorsorge ist 
zum einen ein Sparkonto, auf das 
Sie ab Alter 25 und ab einer gewis-
sen Einkommenshöhe regelmässig 
einzahlen. Bei Ihrer Pensionierung 
beziehen Sie aus dem angesam-

melten Vermögen eine Rente, um 
neben der AHV ein zusätzliches 
Einkommen zu haben. Alternativ 
können Sie einen Viertel des Al-
tersguthabens auch als Kapital be-
ziehen und den Rest als Rente. 
Zum andern ist Ihre Pensionskasse 
eine Risikoversicherung. Gedeckt 
sind die Risiken Invalidität und 
Tod. Werden Sie arbeitsunfähig, er-
halten Sie von der Pensionskasse 
eine Rente. Und falls Sie sterben, 
bekommen Ihre Hinterbliebenen 
eine Partner- und Kinderrente.

Die berufl iche Vorsorge er-
gänzt seit 1985 obligatorisch die 
AHV. Im Gegensatz zur AHV über-
lässt der Bund die Durchführung 

der Vorsorge freien Stiftungen. 
Das Gesetz defi niert die Mindest-
anforderungen:
� Alle Einkommen ab 21 330 Fran-
ken bis zur Höhe von 85 320 Fran-
ken müssen versichert sein ( 1 ).

� Zu versichern ist der soge-
nannte «koordinierte Lohn»: Das 
ist der Bruttolohn abzüglich des 
Koordinationsabzugs von 24 885 
Franken. Wer mehr als 21 330 
Franken, aber weniger als 24 885 

Franken verdient, dessen versi-
cherter Lohn wird mit 3555 Fran-
ken veranschlagt.
� Die Sparquote zur Äufnung 
des  Altersguthabens ( 2 ) steigt mit 
zunehmendem Alter in mehreren 
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Steuererklärung: An diese Fristen    sollten Sie sich halten

Die Steuermühlen   mahlen unerbittlich

Nachtzeitraum: 
Darf die Firma 
alleine bestimmen?
Ich arbeite in einem Industriebetrieb 
mit verschiedenen Schichtsystemen. 
Für das ganze Unternehmen gilt der 
Nachtzeitraum von 23 Uhr bis 6 Uhr. 
Kürzlich wurde uns bekanntgegeben, 
dass die Firma den Nachtzeitraum um 
eine Stunde (von 22 Uhr bis 5 Uhr) 
verschoben hat. Wir müssen nun ab 
Mitte des Jahres bereits um 5 Uhr mit 
der Frühschicht beginnen. Darf der 
 Arbeitgeber den Nachtzeitraum be-
liebig verschieben, ohne die Betroffe-
nen vorgängig zu informieren?

IGOR ZORIC: Nein, das ist nicht zuläs-
sig. Der Nachtzeitraum ist normaler-
weise von 23 bis 6 Uhr. Eine Verschie-
bung um maximal eine Stunde ist 
grundsätzlich möglich. Das heisst, auf 
22 bis 5 Uhr oder auf 24 bis 7 Uhr. 
Aber: Die betroffenen Arbeitnehmen-
den müssen im vornherein darüber 

 informiert werden und haben in Bezug 
auf die Verschiebung des Nachtzeit-
raums ein echtes Mitbestimmungs-
recht. Ohne die gültige Zustimmung 
der Arbeitnehmendenvertretung oder, 
falls diese nicht besteht, der Mehrheit 
der betroffenen Arbeitnehmenden 
kann die Firma den Nachtzeitraum 
nicht verschieben. Zudem darf die 
 Firma nicht von bestehenden Arbeits-
zeitbewilligungen abweichen und muss 
diese ent weder für alle einsehbar aus-
hängen oder im Intranet zugänglich 
machen. Wenden Sie sich im Zweifels-
fall am besten an die Unia, um die 
Einzel heiten abzuklären. 

Umkleidezeit:
Ist eine bezahlte 
Pause als Ausgleich 
erlaubt?
Ich arbeite in einem Industriebetrieb, 
in dem wir obligatorische Sicherheits- 
und Schutzkleidung tragen müssen. 
Wir müssen uns vor Ort im Betrieb 
umziehen. Bisher galt diese Umklei-
dezeit nicht als  Arbeitszeit. Nachdem 
die Arbeit nehmendenvertretung dies 
bei der  Geschäftsleitung thematisiert 
hat, möchte nun die Geschäftsleitung 
die Umkleidezeit pauschal in Form ei-
ner bezahlten Pause abgelten, an-
statt diese der Arbeitszeit anzurech-
nen. Ist dies so korrekt?

IGOR ZORIC: Nein. Dies lässt sich 
anhand der Defi nition des Begriffes 
Arbeitszeit erklären. Als Arbeitszeit gilt 
diejenige Zeit, in der man sich der 
Firma zur Verfügung zu halten hat. In 
Bezug auf die Umkleidezeit bedeutet 
dies: Sie gilt immer dann als Arbeits-
zeit, wenn es sich um einen obligatori-
schen Teil des Arbeitsprozesses am 
 Arbeitsort handelt. Dazu gehören das 
Anziehen der persönlichen Schutzaus-
rüstung, das Anziehen von Überklei-
dern oder steriler Arbeitskleidung oder 
das Durchschreiten einer Schleuse für 
Arbeiten in Reinräumen. Da es sich 
bei der Umkleidezeit in Ihrem Fall klar 
um Arbeitszeit handelt, kann Ihre Fir-
ma diese nicht als Pause deklarieren – 
auch wenn sie bezahlt ist. Übrigens 
lohnt es sich zu prüfen, ob Sie einen 
Anspruch auf Entschädigung der Um-
kleidezeit rückwirkend für die letzten 
5 Jahre geltend machen können.

NACHTSCHICHT: Verändert die Firma die 
Nachtzeiten, muss sie Sie vorgängig 
informieren. FOTO: ISTOCK

Die Prozedur ist lästig, 
aber unausweichlich. Jedes 
Jahr bittet der Staat Sie zur 
Kasse. Und sagt Ihnen, was 
er zu welchem Termin von 
Ihnen erwartet.
MARTIN JAKOB

Verdrängen hilft nicht. Die 
Steuerbehörden kennen kein 
Pardon, wenn Sie Termine 
nicht einhalten. Beachten Sie 
deshalb die gesetzten Fristen:

STEUERERKLÄRUNG. Man kann 
es als Privileg auffassen, seine 
 fi nanziellen Verhältnisse selber 
deklarieren zu dürfen, aber 
auch als Zumutung. Schliesslich 
ist das Sammeln der Belege und 
das Ausfüllen des Formulars 
auch mit Arbeit verbunden. Nut-
zen Sie dafür die Online-Hilfs-
mittel Ihres Kantons, die sind 

praktisch und helfen dabei, 
wichtige Abzüge nicht zu ver-
gessen. So oder so: Die Einrei-
chung der Steuererklärung ist 
nun mal Pfl icht. In der Regel ha-
ben Sie dafür bis Ende März Zeit. 
Ist für Sie absehbar, dass Sie es 
innert dieser Frist nicht schaf-
fen, beantragen Sie eine Verlän-
gerung. Je nach Kanton gelten 
unterschiedliche maximale Fris-
ten. Immer gilt: das Gesuch vor 
Ablauf der offi ziellen Frist ein-
reichen! (Übersicht über die Re-
geln in den Kantonen: rebrand.
ly/fristverlaengerung)

Haben Sie die offi zielle 
oder die beantragte längere 
Frist verpasst, müssen Sie unter 
Umständen mit einer kosten-
pfl ichtigen Mahnung rechnen, 
lassen Sie auch die Mahnfrist 
verstreichen, kann es eine 
Busse absetzen – und eine Ein-

VON AMTES WEGEN: Abläufe und Termine im Steuerverfahren sind strikt geregelt. Wer Fristen 
nicht einhält, handelt sich Nachteile ein. FOTO: KEYSTONE

Pensionskasse und Vorsorgeausweis

Kassensturz: So steht’s um  Ihren Altersbatzen
Die zweite Säule ist eine 
komplizierte Sache.  
Vieles regelt das Gesetz 
aus führlich. Doch zusätz-
lich kennt jede der 1600 
Pensionskassen eigene 
Bestimmungen. Ein Blick 
durchs Dickicht – und auf 
Ihren Vorsorgeausweis.

Personaldaten    
Name und Vorname Muster Hans   
Geburtsdatum / Geschlecht 14.05.1959 / männlich   
Zivilstand verheiratet   
Versicherungsbeginn /Beschäftigungsgrad 01.01.1998 / 100%   
Erreichen Terminalter am 01.06.2024   
    
   BVG-Anteil in CHF Total in CHF
1 Lohndaten   inkl. BVG-Anteil

Gemeldetes Jahresgehalt    75 945.–
Versichertes Jahresgehalt   51 060.– 51 060.–
    
2 Altersguthaben    

Altersguthaben am 1.1.2020  172 430.– 181 112.–
Projiziertes Altersguthaben inkl. Zins  227 536.– 241  371.–
    
3 Altersleistungen   projiziertes Altersguthaben Altersrente

Bei ordentlicher Pensionierung 1.6.2024  241 371.– 16  341.–
Bei vorzeitiger Pensionierung    
– im Alter 64 am 1.6.2023   227 127.– 14  922.–
– im Alter 63 am 1.6.2022   213 163.– 13 598.–
– im Alter 62 am 1.6.2021   199 472.– 12 361.–
– im Alter 61 am 1.6.2020   186 049.– 11 190.–
    
4 Todesfallleistungen gemäss BVG in CHF bei Krankheit in CHF bei Unfall in CHF

Jährliche Ehegatten-/Partnerrente 7 908.– 12 254.– 12 254.–
Jährliche Waisenrente  2 636.– 4085.–  2 636.–
    
4 Invalidenleistungen   bei Krankheit in CHF bei Unfall in CHF

Jährliche Invalidenrente (Wartefrist 24 Mte.) 13 180.– 25 530.– 13 180.–
Jährliche Invaliden-Kinderrente (Wartefrist 24 Mte.) 2 636.– 4085.– 2 636.–
    
5 Finanzierung Beitrag Arbeitnehmer Beitrag Arbeitgeber Total

Sparen/Altersgutschrift  4851.– 4851.– 9 702.–
Risikoprämien  1829.– 1829.– 3 658.–
Teuerungsprämie  26.– 26.– 52.–
Jahresbeitrag Sicherheitsfonds 27.– 27.– 54.–
Total  6733.– 6733.– 13 466.–
Pro Monat  561.– 561.– 1 122.–
    
Weitere Informationen    
Maximale reglementarische Einkaufssumme   31 240.–
    
6 Berechnungsgrundlagen  BVG Überobligatorisch

Umwandlungssätze bei ordentlicher Pensionierung  6,8% 6,0%
Verzinsung des Altersguthabens  1,0% 0,5%

Das Alterssparen
im BVG ist erst
ab 25 obligatorisch.

 Das 
offene 

OhrIgor Zoric 
vom Service Arbeitszeit beantwortet 
Fragen zu Arbeitszeit und Arbeits-
zeiterfassung. Hotline 0848 240 240
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Steuererklärung: An diese Fristen    sollten Sie sich halten

Die Steuermühlen   mahlen unerbittlich
BEI KRANKHEIT

HOHE KOSTEN
ABZIEHBAR
Krankenkassenprämien 
 lassen sich nur im Rahmen 
des pauschalen Versiche-
rungsabzugs abziehen, was 
meistens einen nur teil-
weisen Abzug bedeutet. Er-
reichen jedoch die selbst 
bezahlten, ärztlich verordne-
ten Krankheitskosten (Fran-
chise, Selbstbehalte) eine 
Höhe von mehr als 5 Pro-
zent des Nettoeinkom-
mens, ist der übersteigen-
de Betrag in den meisten 
Kantonen abzugsberechtigt. 
Mehr Tipps zu Abzügen 
siehe work-Ratgeber vom 
2. März 2018: 
rebrand.ly/steuerabzuege

Computer-Taschenrechner 
rechnen falsch

MOMENT MAL: Am Windows-Rechner hätte Adam Riese keine Freude. Dieser kennt nämlich 
eine wichtige mathematische Grundregel nicht. FOTO: ISTOCK

Die Rechner auf den
Smartphones sind einen
Tick klüger.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Jeder Computer hat eine Taschenrechner-Funktion. Doch 
wenn Sie diese benutzen wollen, 
müssen Sie aufpassen: Auf das Resul-
tat ist kein Verlass, wenn in einer 
Rechnung eine Addition und eine 
Multiplikation zusammenkommen. 

Beispiel: Geben Sie im Windows-Taschenrechner die Rech-
nung «4 + 4 × 4» ein, erscheint das Ergebnis 32. Korrekt 
wäre aber 20. Der Grund für den Fehler: Der Computer 
ignoriert die wichtige mathematische Grundregel, dass 
Multiplizieren und Dividieren vor dem Addieren und 
Subtrahieren Vorrang haben. Im erwähnten Beispiel 
bedeutet dies, dass man zuerst 4 mit 4 multiplizieren und 
dann 4 hinzuzählen muss. 

Tipp: Klicken Sie im Taschenrechner des PC auf das Sym-
bol mit den drei horizontalen Strichen und wählen «Wis-
senschaftlich». So rechnet der Taschenrechner richtig. 
Auf dem Mac erscheint der gleiche Fehler, wenn Sie den 
Taschenrechner auf dem Dashboard verwenden, also der 
Bedieneroberfl äche auf dem Schreibtisch. Der normale 
Rechner unter «Programme» rechnet dagegen korrekt. 
Übrigens: Auch das iPhone und Android-Smartphones 
haben vorinstallierte Taschenrechner. Diese rechnen 
richtig. MARC MAIR-NOACK

tipp im work

schätzung Ihres Einkommens 
und Vermögens «nach pfl icht-
gemässem Ermessen». Das be-
deutet, dass das Steueramt ei-
gene Annahmen trifft und Ihre 
Steuerschuld entsprechend be-
rechnet. Meistens fahren Sie 
 damit deutlich schlechter als 
bei einer Eigendeklaration. 

STEUERVERANLAGUNG. Hat das 
Steueramt Ihre Steuererklä-
rung geprüft, sendet es Ihnen 
die verbindliche Veranlagung 
zu. Prüfen Sie diese sorgfältig. 
Sind Ihnen Abzüge gekürzt 
oder gestrichen worden, oder 
sind Einkünfte aufgerechnet 
worden, die Sie gar nicht in die-
ser Höhe deklariert hatten? 
Wenn ja, mit welcher Begrün-
dung? Sind Sie mit einer Kor-
rektur nicht einverstanden, 
können Sie Einsprache erhe-

ben. Ebenso, wenn Sie nach-
träglich feststellen, dass Sie 
 einen Abzug vergessen haben. 
Dafür haben Sie aber nur 30 
Tage Zeit! Verpassen Sie diese 
Frist, wird die Veranlagung 
rechtskräftig – ob Ihre Einspra-

che in der Sache nun berechtigt 
gewesen wäre oder nicht. 

Haben Sie trotz Mahnung 
keine Steuererklärung einge-
reicht und sind vom Amt einge-
schätzt worden, haben Sie nach 
Erhalt der Veranlagung eben-
falls 30 Tage Zeit für eine Ein-
sprache. Die wird aber nur be-
handelt, wenn Sie zusammen 
mit der Einsprache eine voll-

ständige Steuererklärung nach-
reichen.

STEUERRECHNUNG. Die Kan-
tone handhaben das Steuerin-
kasso und die Zahlungstermine 
unterschiedlich. Je nach Kan-
ton bekommen Sie für Zahlun-
gen vor Termin einen Zins gut-
geschrieben. Je nachdem ist Ihr 
Geld mit einer Vorauszahlung 
sogar besser angelegt als auf 
dem Sparkonto. Verpassen Sie 
die Zahlungsfrist, werden Ver-
zugszinsen und Mahngebüh-
ren fällig. Ist absehbar, dass Sie 
die Steuerrechnung nicht frist-
gerecht vollständig bezahlen 
können, reden Sie frühzeitig 
mit dem Steueramt, um Raten-
zahlung zu vereinbaren. Ihre 
Chancen stehen dann besser, 
als wenn Sie erst bei einer Be-
treibung das Gespräch suchen. 

Pensionskasse und Vorsorgeausweis

Kassensturz: So steht’s um  Ihren Altersbatzen

Schritten an – von 7 Prozent des 
versicherten Lohns mit 25 Jahren 
bis zu 18 Prozent ab 55 Jahren. 
� Die Rente ( 3 ) aus dem obligato-
risch angesammelten Sparkapital 
muss mit dem Umwandlungssatz 

von 6,8 Prozent berechnet wer-
den: Pro 100 000 Franken sind das 
6800 Franken Jahresrente. Wäh-
rend der Sparphase muss das 
 Kapital mit mindestens 1 Prozent 
verzinst werden.
� Die Mindesthöhen der Renten 
aus der Invaliditäts- und Hinter-
bliebenenversicherung und der 
Kreis der berechtigten Bezüger 
sind vorgeschrieben.
�  Die Risikoversicherung ( 4 ) ist 
ab 18 Jahren obligatorisch, die 
Sparversicherung ab 25.
� Die Arbeitgeber beteiligen sich 
mit mindestens der Hälfte des 
 Gesamtbetrags an der  Finanzie-
rung ( 5 ) der Vorsorge.

ÜBEROBLIGATORISCHES
Den Vorsorgestiftungen ist es er-
laubt, über die Mindestanforde-
rungen hinaus Leistungen zu 
 erbringen – und dafür Beiträge 
einzuziehen. Insbesondere kön-
nen sie entsprechend ihrem ein-
mal festgelegten Reglement
� auch höhere und tiefere Löhne 
versichern, also auch Löhne über 
85 320 Franken und unter 21 330 
Franken,
� höhere Altersgutschriften be-
rechnen,
� höhere Kapital- und Rentenzah-
lungen bei Tod und Invalidität 
vorsehen,
� andere Modalitäten für den Be-
zug von Kapital statt Rente be-
stimmen.

Sobald eine Vorsorgestiftung 
über die Mindestanforderungen 
des BVG hinausgeht, ist sie für 
überobligatorische Leistungen 
nicht mehr an seine Berechnungs-
grundsätze ( 6 )  gebunden. Das 
bedeutet: Sie darf auf dem über-
obligatorisch angesparten Sparka-
pital eine tiefere Verzinsung vor-
nehmen und die Rente auch mit 
einem tieferen Umwandlungssatz 
berechnen. Davon machen die 
Kassen derzeit intensiv Gebrauch, 
der durchschnittliche Umwand-
lungssatz sinkt nämlich in vielen 
Vorsorgestiftungen Jahr für Jahr. 

VORSORGEAUSWEIS PRÜFEN
Der jährliche Vorsorgeausweis ist 
für Pensionskassen Pfl icht. Sie 
müssen Sie darin über den versi-
cherten Lohn informieren, über 
Ihren Kapitalstand, über Ihre Ver-
sicherungsleistungen und die vor-
aussichtliche Rente sowie über 

die Finanzierung. Prüfen Sie den 
Ausweis sorgfältig:
�  Sind die Angaben zu den Perso-
nalien und zum Lohn korrekt?
� Ist das Sparkapital im Vergleich 
zum Vorjahr gewachsen?
� Sind allfällige Einzahlungen, 
die Sie unterm Jahr geleistet 
 haben, korrekt verbucht? Das kön-
nen zum Beispiel beim Stellenan-
tritt eingebrachte Freizügigkeits-
leistungen aus einer früheren 
 Pensionskasse sein oder eine Ein-
kaufssumme, die Sie zur Aufbesse-
rung der Rentenleistung bezahlt 
haben.
� Hat sich das Rentenverspre-
chen gegenüber dem Vorjahr ver-
ändert?

Leider sind die Pensionskas-
sen nicht verpfl ichtet, im Vorsor-
geausweis über Veränderungen 
des Umwandlungssatzes im über-
obligatorischen Teil zu informie-

ren. Es kann also sein, dass die auf 
Ihre Pensionierung hin berech-
nete Rente trotz unverändertem 
Lohn tiefer ausgewiesen wird als 
im Vorjahr. Verlangen Sie in die-
sem Fall eine Begründung, und 
fragen Sie, ob weitere Senkungen 
bereits beschlossen seien. Melden 
Sie sich auch bei der Arbeitneh-
mendenvertretung Ihrer Vorsor-
gestiftung, wenn Sie mit den Kon-
ditionen Ihrer Pensionskasse 
nicht einverstanden sind.

Ich bin im dritten Lehrjahr 
 einer kaufmännischen Lehre 
mit Berufsmaturität. Nun 
habe ich demnächst eine 
Prüfung für ein Sprachzertifi -
kat, das gleichzeitig auch als 
Abschlussprüfung im Fach 
Englisch dient. Meine Frage 
ist nun, ob mir meine Firma 
diese Zeit freigeben muss? 

Ja, deine Berufsbildner 
müssen dir für diese Zeit frei-
geben. Artikel 345 a im Obli-
gationenrecht (OR) beschreibt 
die besonderen Pfl ichten des 
Arbeitgebers bei einem Lehr-
vertrag. In Absatz 2 steht:  
«Er hat der lernenden Person 
ohne Lohnabzug die Zeit frei-
zugeben, die für den Besuch 
der Berufsfachschule und der 
überbetrieblichen Kurse und 

für die Teilnahme an den 
Lehrabschlussprüfungen er-
forderlich ist.» Da die von dir 

genannte 
Prüfung im 
Rahmen dei-
ner schuli-
schen Be-
rufsbildung 
geschieht 
und Teil  
der Lehr-
abschluss-
prüfung ist, 
kannst du an 
die Prüfung 

gehen, ohne die Arbeitszeit 
nachholen zu müssen.»

Stiftinnen und Stifte fragen – die Unia rät

Bekomme ich frei fürs 
Sprachzertifi kat? 

Hast auch du eine Frage an die 
Unia-Jugendsekretärin?
Schreib an lehre@unia.ch

Kathrin Ziltener,
Jugendsekretärin.

MEHR WISSEN 
ÜBER VORSORGE
Movendo, das Bildungsinstitut 
der Gewerkschaften, führt regel-
mässig Kurse zur Rentenplanung 
durch, die jeweils schnell ausge-
bucht sind. Frühzeitige Anmel-
dung unerlässlich! Am 26. No-
vember fi ndet ausserdem in Bern 
der Kurs «Wie funktioniert meine 
Pensionskasse?» statt, der einen 
vertieften Einblick ins Funktionie-
ren der zweiten Säule vermittelt. 
www.movendo.ch

WORKTIPP

Personaldaten    
Name und Vorname Muster Hans   
Geburtsdatum / Geschlecht 14.05.1959 / männlich   
Zivilstand verheiratet   
Versicherungsbeginn /Beschäftigungsgrad 01.01.1998 / 100%   
Erreichen Terminalter am 01.06.2024   
    
   BVG-Anteil in CHF Total in CHF
1 Lohndaten   inkl. BVG-Anteil

Gemeldetes Jahresgehalt    75 945.–
Versichertes Jahresgehalt   51 060.– 51 060.–
    
2 Altersguthaben    

Altersguthaben am 1.1.2020  172 430.– 181 112.–
Projiziertes Altersguthaben inkl. Zins  227 536.– 241  371.–
    
3 Altersleistungen   projiziertes Altersguthaben Altersrente

Bei ordentlicher Pensionierung 1.6.2024  241 371.– 16  341.–
Bei vorzeitiger Pensionierung    
– im Alter 64 am 1.6.2023   227 127.– 14  922.–
– im Alter 63 am 1.6.2022   213 163.– 13 598.–
– im Alter 62 am 1.6.2021   199 472.– 12 361.–
– im Alter 61 am 1.6.2020   186 049.– 11 190.–
    
4 Todesfallleistungen gemäss BVG in CHF bei Krankheit in CHF bei Unfall in CHF

Jährliche Ehegatten-/Partnerrente 7 908.– 12 254.– 12 254.–
Jährliche Waisenrente  2 636.– 4085.–  2 636.–
    
4 Invalidenleistungen   bei Krankheit in CHF bei Unfall in CHF

Jährliche Invalidenrente (Wartefrist 24 Mte.) 13 180.– 25 530.– 13 180.–
Jährliche Invaliden-Kinderrente (Wartefrist 24 Mte.) 2 636.– 4085.– 2 636.–
    
5 Finanzierung Beitrag Arbeitnehmer Beitrag Arbeitgeber Total

Sparen/Altersgutschrift  4851.– 4851.– 9 702.–
Risikoprämien  1829.– 1829.– 3 658.–
Teuerungsprämie  26.– 26.– 52.–
Jahresbeitrag Sicherheitsfonds 27.– 27.– 54.–
Total  6733.– 6733.– 13 466.–
Pro Monat  561.– 561.– 1 122.–
    
Weitere Informationen    
Maximale reglementarische Einkaufssumme   31 240.–
    
6 Berechnungsgrundlagen  BVG Überobligatorisch

Umwandlungssätze bei ordentlicher Pensionierung  6,8% 6,0%
Verzinsung des Altersguthabens  1,0% 0,5%

Im Überobligatorium
gelten meist tiefere
Umwandlungssätze.

Für eine Einsprache
haben Sie nur 30 Tage
Zeit. Nicht verpassen!
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 DEN PREIS, eine Hotelübernachtung 
im Hotel Belvedere in Grindelwald BE,
hat gewonnen: Hansjörg Moser, Burgdorf BE.
Herzlichen Glückwunsch!
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LOHNSCHUTZ

Auflösung

 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 7. Februar 2020

workrätsel        Gewinnen Sie eine Hotel-Übernachtung!

INSERAT

 LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 1
Das Lösungswort lautete: LOHNSCHUTZ

Gewinnen Sie eine 
Übernachtung mit Früh-
stücksbuffet für zwei 
Personen  im See- und 
Seminarhotel FloraAlpina 
Vitznau LU mit einzig-
artigem Panoramablick 
über den Vierwaldstättersee.

Industrie-Frauenkonferenz
Montag, 10. Februar, 9.00 – 15.00 Uhr, inkl. Mittagessen 
Unia Zentralsekretariat, Weltpoststrasse 20, Bern

Gemeinsam kämpfen wir für 
echte Gleichstellung und Lohngleichheit 
in den Betrieben!

Neu müssen Unternehmen mit mehr als 
100 Angestellten Lohngleichheitsanalysen 
durchführen. Wir diskutieren die Umsetzung 
in den Betrieben sowie die Rolle der Betriebs-
kommissionen und der Gewerkschaft Unia. 

Mehr Infos und Anmeldung bis 5. Februar: industrie@unia.ch
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Filigrane Schönheit
WANN 16. Januar 2020
WO Häutligenwald BE
WAS Eiskristalle an einem Tannenstamm
Eingesandt von Ruth Krähenbühl, Konolfi ngen BE

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 1 / 17. 1. 2020: «DIE MIETEN
SIND 40 PROZENT ZU HOCH: 
SO KANN ES NICHT WEITERGEHEN!»

Angstmache 
und ein Hohn
Das Bundes-Abstimmungsbüchlein 
schreibt auf Seite 5: «Für Bundesrat 
und Parlament ist klar: Es gibt aus-
reichend Mietwohnungen zu trag-
baren Preisen.» Und weiter: «Die 
bisherige Wohnraumförderung hat 
sich bewährt.» Wie bitte? Gibt es 
keine Mietpreisnot in Städten und 
Gemeinden bis weit hinaus in Agglo-
gürtel, in landschaftlich privilegierte 
oder touristische Gebiete? Nehmen 
nicht gerade darum Hunderttau-
sende von Pendlern täglich lange, 
zeitraubende Fahrten in Kauf?
Sich selbst lobend, lehnen Bundesrat 
und die Mehrheit des Parlaments die 
Volksinitiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen» ab. Was aber viele 
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger – trotz einsetzender Angst-
mache – alles andere als glaub-
würdig, sondern eher als Hohn emp-
fi nden. Was verlangt die Initiative 

des Mieterverbandes? «Dass gesamt-
schweizerisch (und nicht in jeder 
Gemeinde, wie das die Gegner tat-
sachenwidrig behaupten) mindestens 
10 Prozent der neu gebauten Woh-
nungen im Eigentum dieser Träger 
(d. h. des gemeinnützigen Wohnbaus) 
sind.» Das sei zu starr, führe zu 
massiven Fehlinvestitionen oder gar 
zur Verstaatlichung – so die 
 Gegner –, obwohl es um nur rund 
10 Prozent geht!

KARL GMÜNDER, HORGEN ZH

Doppelt 
abgezockt
Der Wohnungsmarkt ist krank. Und 
besonders krank ist, dass die Arbei-
tenden über ihre stetig wachsenden 
Pensionskassenabzüge auch noch die 
Renditeliegenschaften der Ver-
sicherungen und Anlagefonds bezah-
len müssen. Und dann gleich ein 
zweites Mal von diesen abgezockt 
werden – mit immer höheren 
 Mieten.

ISABELLE SCHENKER, PER MAIL

Denen, die 
darin wohnen
Niemand kann sich aussuchen, ob er 
wohnen will oder nicht. Wohnen ist 
ein Grundbedürfnis. Und mit Grund-
bedürfnissen dürfte eigentlich nicht 
gespielt werden. Doch im Kapitalis-
mus wird alles einer Profi tlogik 
unterworfen. Darum werden die 
Reichen immer reicher und immer 
mehr Menschen immer ärmer. Die 
nicht im geringsten radikale Woh-
nunginitiative des Mieterinnenver-
bandes ist ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. Häuser sollten 
jenen gehören, die darin wohnen.

MARIE-ANN BERGER, PER MAIL

WORK 1 / 17. 1. 2020: 
DER DOPPELZÜNGIGE «DAVOS MAN»

Schwabs nicht 
so neue Idee
Die Schwabschen Empfehlungen 
sind nicht neu. Der legendäre Unter-
nehmensberater und Autor Peter 
F. Drucker, US-amerikanischer Öko-
nom österreichischer Herkunft 
(* 19. November 1909 in Wien; 
† 11. November 2005 in Claremont, 
Kalifornien) befasste sich in seinem 
Buch «Die Praxis des Managements» 
auch mit der Frage, was für Ziele 
eine Unternehmung verfolgen sollte. 
Die erste Pfl icht sei, am Leben zu blei-
ben. Auch zu den sozialen Kosten der 
Gesellschaft habe das Unternehmen 
beizutragen. Das bedeute, dass es 
genug verdienen müsse, um Steuern 
zahlen zu können. Die nachfolgen-
den Manager haben diese Erkenntnis 
offenbar aus den Augen verloren, 
und Herr Schwab hat sie jetzt gewis-
sermassen wieder entdeckt. Ob er 

damit bei den WEF-Teilnehmenden 
auf ein positives Echo stösst, muss 
sich noch weisen.

WILLI AERNE, STAAD SG 

WORK 1 / 17. 1. 2020: RECHTE
POLITIK MACHT MENSCHEN ARM

Der rechte 
Wille fehlt
Politiker von rechts haben überhaupt 
kein Interesse daran, unsere Sozial-
werke zu sanieren. Im Gegenteil, es 
geht ihnen vor allem darum, diese zu 
schwächen und letztlich den Staat 
auszuhöhlen. Dabei wäre es ein 
Leichtes, unsere Sozialwerke wieder 
auf Vordermann zu bringen: Mit 
einer teilweisen oder ganzen Strei-
chung des Kampffl ugzeug-Kredits 
oder einem Teil der Nationalbank-
gelder oder einem Teil des Bundes-
gewinnes 2019. Die Beispiele lassen 
sich beliebig vorführen, aber eben: Es 
fehlt der Wille bei den Rechtsbürger-
lichen, den «richtigen» Schweizerin-
nen und Schweizern.

EDUARD MINDER, STECKBORN TG

WORK 1 / 17. 1. 2020: 
WER STOPPT BRANDSTIFTER TRUMP?

Pulverfass
In jeder work-Zeitung wird über 
Trump geschrieben. Denken Sie, es 
habe je bessere Präsidenten gegeben? 
Wir sitzen doch schon seit Jahren auf 
dem Pulverfass Iran / Irak. Von den 
wirklichen Verbrechern hört man 
viel zu wenig: Asad, Putin und noch 
viele mehr. Und glauben Sie mir, 
auch viele Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter haben Angst vor dem 
islamistischen Terror.

ERICH MOSER, PER MAIL

WORK 1 / 17. 1. 2020: FLÜCHTLINGS-
LAGER SIND DIE SCHANDE EUROPAS

Leider nicht 
nur in Europa
Was Herr Ziegler beschreibt, passiert 
übrigens nicht nur in Europa, auch 
an der Grenze zu den USA (in 
Mexiko) warten Tausende Migrantin-
nen und Migranten auf die Einreise 
in die USA oder auf die Durchreise, 
um nach Kanada zu gelangen. Unter 
ebenso menschenunwürdigen Bedin-
gungen. Die meisten schaffen es gar 
nicht erst durch Mexiko, soll heissen, 
sie fallen vorher irgendeinem Dro-
genkartell zum Opfer und verschwin-
den auf Nimmerwiedersehen von der 
Bildfl äche, auch und gerade Minder-
jährige. Es ist wahrhaftig eine 
Schande, die ihresgleichen sucht.

ALFRED LANZ, VIA WWW.WORKZEITUNG.CH

WORK 1 / 17. 1. 2020: 
ENDLICH: REALLÖHNE STEIGEN 
FÜR VIELE WIEDER

Lohnabschlüsse
Bei der Lohntabelle haben sich 
zwei Fehler eingeschlichen. Richtig 
ist bei Novartis: Löhne total: 1,2%, 
Löhne generell: 0,7%, Löhne 
individuell: 0,5%.
Und bei Reinigung Deutschschweiz:
Mindestlöhne: CHF 0.40 bis 0.70 pro 
Stunde.

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen interes-
sieren uns. Schreiben Sie per E-Mail an 
redaktion@workzeitung.ch oder an 
work Redaktion Leserbriefe, Gewerkschaft 
Unia, Weltpoststrasse 20, 3000 Bern

1. USA I: 
Wie entwickelten sich die Investitionen 
in den USA im 3. Quartal 2019?
a) Sie stiegen um 6 Prozent?
b) Sie stiegen um 16 Prozent?
c) Sie stiegen um 26 Prozent?
d) Sie sanken um 0,6 Prozent?

2. USA II: 
Wie entwickelte sich der mittlere Lohn 
für Vollzeitarbeitende im Vergleich zu vor 
40 Jahren?
a) Er stieg um 3 Prozent?
b) Er stieg um 30 Prozent?
c) Er stieg um 300 Prozent?
d) Er sank um 3 Prozent?

3. USA III: 
Wie behandelt Donald Trump die Armen?
a) Er gibt ihnen Essensgutscheine?
b) Er gibt ihnen Arztgutscheine?
c) Er gibt ihnen Einkaufsgutscheine?
d) Er nimmt ihnen Essensgutscheine?

4. USA IV: 
Wie reagierten die Manager und Politike-
rinnen am WEF auf Trumps Rede?
a) Sie pfi ffen ihn aus?
b) Sie lachten ihn aus?
c) Sie warfen sich vor ihm auf den Bauch?
d) Sie klatschten laut und lang?

Die Antworten 
fi nden Sie in 
dieser work-
Ausgabe – oder, 
indem Sie sich 
oder die Zeitung 
auf den Kopf stellen!

workquiz
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1d; 2d; 3d; 4dLösungen:

WORKKORREKT

auf den Kopf stellen!
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Wie gut
sind Sie?



WORKIMPRESSUM work ist die Zeitung der Gewerkschaft  Herausgeberin work, Gewerkschaft Unia  Verlag und  
Redaktion Weltpoststrasse 20, 3000 Bern  Postadresse Postfach 272, 3000 Bern 15  Telefon Verlag und Redaktion 
031 350 24 18  Fax 031 350 24 55  E-Mail Verlag verlag@workzeitung.ch  E-Mail Redaktion redaktion@workzeitung.ch  
Internet www.workzeitung.ch  Redaktion Marie-Josée Kuhn  (Chefredaktorin), mariejoseekuhn@workzeitung.ch;  
Anne-Sophie Zbinden (Stv. Chefredaktorin, Produzentin), annesophiezbinden@workzeitung.ch; Christian Egg,  
christianegg@workzeitung.ch; Ralph Hug, ralphhug@workzeitung.ch; Jonas Komposch, jonaskomposch@workzeitung.ch;  
Patricia D’Incau, patriciadincau@workzeitung.ch;  Mitarbeit an dieser Nummer Katrin Bärtschi,  Peter Bodenmann, Oliver 
Fahrni, Martin Jakob, Andreas Rieger, Clemens  Studer, Jean Ziegler.  Gestaltung/Layout Nina Seiler,  ninaseiler@ 
workzeitung.ch; Silvia Aeschbach, silviaaeschbach@workzeitung.ch  Korrektorat Urs Remund, ursremund@workzeitung.ch;  
 Sekretariat Mirka Grossenbacher (Mo–Mi, Fr),  verlag@ workzeitung.ch  Anzeigen marketing  Mirka Grossenbacher, Telefon 
031 350 24 18, anzeigen@ workzeitung.ch  Druck CH Media Print AG, Im Feld 6, 9015 St. Gallen  Abonnement Jahres-
abonnement (21 Ausgaben) Fr. 36.–,  Einzelpreis Fr. 2.80, Euro 2.–  Abodienst Unia-Mitglieder: Bitte wenden Sie sich an  
die zuständige  Unia-Sektion. Übrige  Abonnenten: Mo–Fr 9–11.30 Uhr, Telefon 031 350 24 18,   abo@workzeitung.ch   
Auflage 83 058 inkl. Beilagen für alle Mitglieder der Gewerkschaft Unia.

Vorname/Name
 
Strasse
 
PLZ/Ort
 
Telefon/E-Mail

work, Abodienst, Postfach 272, 3000 Bern 15. www.workzeitung.ch

Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

Securitas-Wächter Elio Li Voti (44) weiss nie, was ihn erwartet

«Innert Sekunden muss 
ich richtig reagieren»
Securitas-Mann Elio Li Voti patrouil-
liert und kontrolliert. Immer nachts, 
immer alleine. Meist ist alles ruhig – 
doch plötzlich: ein Schrei … 

CHRISTIAN EGG | FOTOS MATTHIAS LUGGEN

Seine Hauptarbeit sei es, «Türen zu verrie-
geln», sagt Elio Li Voti und grinst. Er weiss: 
Das tönt unspektakulär und ist es auch. 
«Man kann in dem Job sechs Monate lang 
Routine haben, stinklangweilig. Und plötz-
lich passiert etwas.»

So wie an jenem Abend im vergange-
nen Winter. Es ist kurz nach 22 Uhr. Li Voti 
patrouilliert in der Gemeinde Saint-Imier 

im Berner Jura. Da hört er laute Schreie, 
schaut nach, und sieht einen Mann, der 
Schneebälle gegen ein Verwaltungsge-
bäude der Stadt wirft. Just in dem Moment 
öffnet sich die Tür, und eine Gruppe Men-
schen tritt heraus, darunter ein bekannter 
Lokalpolitiker. Li Voti: «Da zückt der 
Schneeballwerfer ein Taschenmesser und 
bedroht die Gruppe.»

Sofort geht Li Voti dazwischen, spricht 
mit dem Mann, beruhigt ihn. Dann bringt 
er die Gruppe wieder zurück ins Gebäude, 
in Sicherheit. Und geht zurück zum Un-
ruhestifter. Schliesslich geht dieser weg, 
macht aber immer noch einen aufgebrach-

ten Eindruck. Li Voti ruft die Polizei, diese 
kann den Angreifer kurz darauf festneh-
men. Niemand wird verletzt, dank der In-
tervention des Securitas-Mannes.

FIT UND STARK. Innerhalb von Sekunden 
müsse man richtig reagieren können, sagt 
Unia-Mitglied Li Voti. Das stelle hohe An-
forderungen: Selbstdisziplin und Wach-
samkeit seien die wichtigsten Fähigkeiten 
 eines Sicherheitsmitarbeiters. Dazu Wider-
standskraft, psychisch und körperlich. Li 
Voti arbeitet nur nachts, jeweils ab etwa 
acht Uhr abends bis morgens um sechs. 
Und immer alleine. «Sowohl an die Nacht-

arbeit und ans Alleinsein habe ich mich ge-
wöhnt», sagt er. Auch an den Umgang mit 
Stress. Etwa, wenn ein Alarm losgeht und 
er nachschauen muss. «Ich weiss nie, was 
mich erwartet.» Schon nur die Alarm-
sirene, über 85 Dezibel laut, lasse den Puls 
höherschlagen. Deshalb stellt er sie ab, so-
bald er kann. Wenn er dagegen Hinweise 
auf einen Einbruch feststellt, alarmiert der 
Familienvater die Polizei: «Dann spiele ich 
nicht den Helden. Die erste Priorität ist 
mein eigenes Leben.»

PRÄVENTION. Seine Patrouillen im öffent-
lichen Raum, im Auftrag der Gemeinden, 
dienen hauptsächlich der Prävention, sagt 
er. Die Leute sollen ihn sehen. Und er lässt 
sie wissen, dass er sie sieht. Der andere Teil 
seiner Arbeit sind Kontrollen bei Firmen. 
Eben: ob alle Türen und Fenster verschlos-
sen sind. Zwischen 20 und 30 Gebäude 
überwacht er so jede Nacht.

Nachtarbeit ist die Regel in der Sicher-
heitsbranche. Dafür gibt’s laut Gesamtar-
beitsvertrag (GAV) zehn Prozent Zuschlag. 
«Zu wenig», sagt Li Voti und verzieht das 
Gesicht. «Wir müssten fünfmal so viele Ge-
werkschaftsmitglieder sein in der Branche 
wie heute», sagt er, «dann hätten wir einen 
viel besseren GAV.» An ihm soll’s nicht lie-
gen: Wo er kann, motiviert er Leute, der 
Unia beizutreten. Egal, ob unter Berufskol-
legen oder im Fitnesscenter. Oft habe er Er-
folg, sagt er und schmunzelt: «Schliesslich 
war ich mal Verkäufer» (siehe Spalte links).

SKRUPELLOSE CHEFS. Beim GAV weiss er, 
wovon er spricht. Schliesslich hat er ihn sel-
ber mitverhandelt – als Basisvertreter in 
der Unia-Delegation. Er weiss auch: Der 
GAV hat noch viele Lücken. So ist er nur für 
Betriebe verbindlich, die 10 oder mehr Per-
sonen beschäftigen. Das nützen skrupel-
lose Firmenchefs aus, sagt Li Voti. Sie hät-
ten nur eine Handvoll Festangestellte. 
«Wenn ein grosser Auftrag bevorsteht, bie-
ten sie massenweise Aushilfen auf, oft per 
SMS.» Und zu einem schlechten Lohn. Eine 
unfaire Konkurrenz für die Firmen, die 
korrekte Löhne zahlen. Für Li Voti ist dar- 
um klar: Es braucht viel mehr Kontrollen, 
gerade bei kleinen Firmen. «Sonst bleiben 
wir eine Branche, in der Lohndumping 
grassiert.»

ELIO LI VOTI

PIZZAIOLO
Nach der Wirtschafts-
matur in Italien führte 
Elio Li Voti sieben 
Jahre lang eine 
Pizzeria im norditalie-
nischen Vicenza. Der 
Sohn einer Liberiane-
rin und eines Italie-
ners jobbte später als 
Flyer-Verteiler und als 
Vertreter für Tiefkühl-
lebensmittel. «Ich 
ging von Tür zu Tür 
und habe die Leute 
bequatscht.»
2013 kam er in die 
Schweiz und wohnt 
seither im Tal von 
Saint-Imier im Berner 
Jura. Für sein 95-Pro-
zent-Pensum zahlt 
ihm Securitas einen 
Lohn von gut 5200 
Franken brutto. Ein 
Traum beruf sei die 
Sicherheitsbranche 
nicht gewesen, aber 
«die vernünftigste 
Arbeit, die ich finden 
konnte». Und wenn 
schon, dann will er 
sie richtig machen. 
Als erstes machte er 
den eidgenössischen 
Fachausweis. Jetzt 
gerade besucht er 
neben der Arbeit eine 
Weiterbildung zu 
Arbeitssicherheit und 
Gesundheitsschutz. 
Nächstes Jahr will er 
dann einen Intensiv-
Deutschkurs machen.

JURA-JOGGING. Nach 
Hobbies gefragt, sagt 
der Familienvater wie 
aus der Pistole 
geschossen: «Die 
Unia.» Er ist im 
Zentralvorstand der 
Unia, als Vertreter der 
IG Migration, zudem 
Co-Präsident der 
Branche Sicherheit. 
Daneben joggt er 
gerne die Juraberge 
rauf und runter und 
betrieb Kampf- und 
Boxsport – bis ihn 
eine Verletzung zur 
Pause zwang: «Eigent-
lich müsste ich jetzt 
wieder anfangen …»

IMMER WACHSAM: Pro Schicht kontrolliert Securitas-
Mann Elio Li Voti 20 bis 30 Gebäude. Er ist immer alleine 
und immer nachts unterwegs. 

18 worktag 31. Januar 2020 Sicherheitsmitarbeiter
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